
1md magazin | Nr. 90 | 3/2011

zeitschrift für direkte demokratie

 ausgabe 3/2011 www.mehr-demokratie.de

Satzungsänderung Seite 38

Mitgliederversammlung 

Anmeldung mit Übernachtung 

bis 14. Oktober Seite 41



3md magazin | Nr. 90 | 3/20112 md magazin | Nr. 90 | 3/2011

	 titel

4	 Nur wer sich verändert, bleibt sich treu

	 Bundesweite Volksentscheide
8	 Lasst die Bürger ran

	 Interview mit Frank Schäffler (FDP)

10	 Ein Diskussionsformat für bundesweite Volksentscheide?

12	 Ein Sinneswandel

	K urz notiert
14	 S-Bahn, Flughafen, Landaufschüttung

	 Bundesländer
15	 Volksabstimmung wählen

16	 Uff, geschafft!

18	 Ländertelegramm

20	 Energiewende und Demokratie

22	 Stuttgart 21 – Energie für mehr Demokratie

	E uropa
24	 Islands Facebook-Verfassung

26 	 Der Countdown läuft

	 Wahlrecht
27	 Sind 20 Stimmen zu viel?

	 Interview mit Prof. Dr. Cord Jakobeit

28	 Wiedersehen in Karlsruhe

	 international
30	 Hoffnung auf Demokratie

31	 Vertrauen in sich und die anderen

32	 Wir wollen mehr Demokratie – weltweit

	 omnibus für direkte demokratie
34 	 Mündigkeit und Selbstbestimmung

	R ätsel
36 	 Politisches Kreuzworträtsel

	MD  Intern
37	 Unsere Aktiven

38	 Information des Bundesvorstands

40	 Mitteilung

41	 Einladung zur Bundesmitgliederversammlung

Liebe Leserinnen und Leser, 

regiert jetzt Geld tatsächlich die Welt? Dieser vermeintlichen Binsenweisheit habe ich 
mich immer verwehrt. Nicht die globalisierten Finanzmärkte bestimmen, nicht die 
transnationalen Konzerne, nicht der IWF oder die Weltbank, sondern die Parlamente 
und Regierungen – in wichtigen Fällen auch die Bürgerinnen und Bürger eines Landes 
per Volksentscheid. 

Ich ging bis vor wenigen Jahren immer noch davon aus, dass die demokratisch legiti-
mierte Politik die Spielregeln des Zusammenlebens definiert, dass sie die Rahmenbe-
dingungen, gerne auch soziale oder ökologische, setzt, innerhalb derer der Markt 
stattfinden kann. Die Grundlagen für all die kaum mehr durchschaubaren Finanz- 
instrumente wie Derivate, Kreditausfallversicherungen oder Rettungsschirme wurden 
ja auch von Parlamenten beschlossen oder zugelassen.

Vor drei Jahren platzte die Immobilienblase in den USA, Lehmann Brothers meldete 
Insolvenz an. Eine „Kernschmelze“ drohte. Die Regierung musste handeln. In nie 
gekannter Geschwindigkeit wurde ein Gesetz, das unter dem Namen Rettungsschirm 
bekannt wurde, beschlossen, um die drohende Pleite der Hypo Real Estate abzuwen-
den. Das war – wie immer – alternativlos. Spätestens daraus hätte man lernen müssen.

In 2009/2010 kam dann die griechische Finanzkrise und ein weiterer, befristeter Euro-
Rettungsschirm. Dieser soll demnächst in einen dauerhaften Euro-Rettungsschirm 
umgewandelt werden, im Klartext in ein neues Finanzinstitut (ESM) mit Sitz in Lu-
xemburg. Hier geht es dann nicht mehr nur um Bürgschaften, hier fließt Bares, das 
Grundkapital von 80 Milliarden wird direkt einbezahlt. Doch zunächst steht Ende 
September die Abstimmung über die Stärkung des ersten vorübergehenden Euro-Ret-
tungsschirmes an. Und der Bundestag muss sich fast dafür rechtfertigen, dass er in 
Ruhe darüber entscheiden möchte, ob Deutschland Bürgschaften von bis zu 253 Mil-
liarden Euro schultert.

Der Bundestag ist für die Finanzmärkte schon lästig genug... Was bedeutet dann erst die 
Forderung von einem der fünf Wirtschaftsweisen, Prof. Lars Feld1, dass wir Bürger in 
einer Volksabstimmung über den ESM befinden sollten? Spätestens aber die Einführung 
einer europäischen Wirtschaftsregierung erfordert einen Volksentscheid, schreibt einer 
unserer obersten Richter aus Karlsruhe, Peter M. Huber2, der Politik ins Stammbuch.

Das ist auch dringend notwendig. Denn sonst haben wir in nicht allzu ferner Zukunft 
zwar bundesweite Volksentscheide, dürfen damit aber nur im direktdemokratischen 
Sandkasten spielen, weil die wesentlichen Entscheidungen längst woanders getroffen 
werden.

Herzlich grüßt Sie
Ihr Roman Huber

1 Mitglied im Kuratorium von Mehr Demokratie

2 Ebenfalls Kuratoriumsmitglied von Mehr Demokratie

EditorialINHALT

Roman Huber, geschäftsführender Vorstand 

von Mehr Demokratie
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Unser „Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Volksinitia-
tive, Volksbegehren und Volksentscheid“1 (siehe Illustration) ist 
vor über zehn Jahren durch intensive Diskussionen in einem Ar-
beitskreis sowie auf mehreren Mitgliederversammlungen entwi-
ckelt und beschlossen worden. Vieles hat sich seitdem getan. 
Durch den vor allem von Mehr Demokratie angestoßenen „Sie-
geszug“ der direkten Demokratie haben wir sehr viel mehr prak-
tische Erfahrungen mit Bürger- und Volksentscheiden, die auch 
problematische Aspekte der direkten Demokratie bzw. ihrer un-
zureichenden Ausgestaltung aufgezeigt haben. Ein Beispiel ist 
der Volksentscheid über die Schließung des Flughafens Tempel-
hof. Er hat das Problem der mangelnden Verbindlichkeit be-
stimmter Volksentscheide verdeutlicht, während bei anderen 
Abstimmungen die mangelnde finanzielle Transparenz der Initi-
atoren in der Kritik stand. Volksentscheide in der Schweiz haben 
Fragen des Minderheitenschutzes und des Verhältnisses des Völ-
kerrechtes mit der direkten Demokratie aufgeworfen. Die di-
rektdemokratischen Erfahrungen in den US-Bundesstaaten 
richten den Fokus auf die teilweise Kommerzialisierung der di-

rekten Demokratie sowie die Einschränkung parlamentarischer 
Handlungsmöglichkeiten. Auch technologische Entwicklungen 
wie die rasante Ausbreitung des Internets und das Web 2.0 sollten 
bei der Ausgestaltung direktdemokratischer Verfahren eine Rolle 
spielen. Seit der letzten intensiven Diskussion hat Mehr Demokra-
tie außerdem viele neue Mitglieder hinzu gewonnen, die ihre eige-
nen Erfahrungen und Vorstellungen zur Ausgestaltung der direk-
ten Demokratie in die Debatte einbringen möchten.
Genug Gründe also, Bestehendes zu hinterfragen und neue 
Antworten zu finden. Allerdings soll es nicht darum gehen, das 
Kind mit dem Bade auszuschütten. Wir haben aus meiner Sicht 
bereits einen guten Vorschlag, den es weiterzuentwickeln, aber 
nicht vollständig neu zu erfinden gilt.

Der Änderungsfahrplan

Die Überarbeitung soll in einem möglichst breiten und intensi-
ven Diskussionsprozess erfolgen. Bereits zwei Mal hat sich der 
erweiterte Bundesvorstand mit dem Thema beschäftigt und 
Änderungsempfehlungen erarbeitet; es gab eine Debatte im 
Kuratorium sowie teils intensive Diskussionen in mehreren 

Landesverbänden. Auf der Bundesmitgliederversammlung im 
November möchten wir die bisherigen Empfehlungen – soweit 
es der Zeitplan zulässt – beraten und abstimmen. Im März 2012 
werden dann die wichtigsten Ausgestaltungsfragen auf einer 
Fachtagung, die wir gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stif-
tung veranstalten, diskutiert. Die noch offenen Punkte thema-
tisiert anschließend die übernächste Mitgliederversammlung 
im Frühjahr 2012. Den Schlusspunkt bildet eine Mitgliederur-
abstimmung im Sommer/Herbst 2012, bei der über die strit-
tigsten Punkte entschieden wird.
Im Folgenden sollen die Änderungsvorschläge des erweiterten 
Bundesvorstandes kurz erläutert werden.

1. Bindungswirkung

Die Veränderungssperre in unserem Entwurf („Ein Gesetz des 
Bundestages, das ein durch Volksentscheid beschlossenes Ge-
setz wesentlich ändert oder aufhebt, bedarf der Zustimmung 
des Volkes“) soll gestrichen werden. Demokratie bedeutet Of-
fenheit und Veränderungsfähigkeit. Wir wollen nicht, dass Din-
ge in Stein gemeißelt werden – auch keine Volksentscheide. Wir 

wollen, dass parlamentarische Entscheidungen direktdemokra-
tisch korrigiert und direktdemokratische Entscheidungen parla-
mentarisch geändert werden können. Insbesondere in Kalifor-
nien gibt es schlechte Erfahrungen mit der – dort ähnlich 
unseres früheren Entwurfs geregelten – Veränderungssperre. 
Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass eine parlamentari-
sche Entscheidung sehr viel schneller und einfacher getroffen 
werden kann als eine direktdemokratische Entscheidung. Au-
ßerdem gibt es leider Beispiele aus den Bundesländern, bei de-
nen Parlamente Volksentscheide nach kurzer Zeit vollständig 
oder weitgehend „gekippt“ haben. Deswegen braucht es einen 
Schutzmechanismus. Diesen haben wir mit dem fakultativen 
Referendum (Volksbegehren gegen Parlamentsbeschlüsse) aber 
ohnehin. Eine Möglichkeit wäre, das Quorum von 500.000 Un-
terschriften für den Fall der Änderung eines Volksgesetzes 
noch etwas weiter abzusenken.

2. Offenlegung von Spenden

Transparenz ist ein Wesensmerkmal der Demokratie. Die Bür-
gerinnen und Bürger haben einen Anspruch darauf zu erfahren, 

Nur wer sich verändert
bleibt sich treu
Zehn Jahre alt ist unser Vorschlag für die Ausgestaltung direktdemokratischer Verfahren auf Bun-

desebene. Mittlerweile haben wir viele Erfahrungen gesammelt und dazugelernt, so dass wir unseren 

Gesetzentwurf weiterentwickeln wollen. Wer wissen will, was geändert werden soll und wie man sich 

einbringen kann, sollte den folgenden Text lesen.

Text Michael Efler, Mehr Demokratie Illustration Agapi

1 Abrufbar unter http://www.mehr-demokratie.de/gesetzentwurf.html

Unser Vorschlag für Fair-Play beim Volksentscheid

	 Bürgerinnen und 

Bürger erarbeiten 

einen Vorschlag

Volksinitiative

100.000 Unterschriften

	 Ein Abstimmungsbuch  

wird an alle Haushalte

	 verschickt.

Volksentscheid

Die Mehrheit entscheidet
Volksbegehren

1 Million Unterschriften

	 Behandlung des Vorschlags 

im Bundestag mit Rederecht 

der Initiative

Bei Erfolg des Volksbegehren

Behandlung des Vorschlags im

Bundstag mit Rederecht der 

Initiativen.

Übernimmt der Bundestag den

Vorschlag nicht, kommt es zum

Volksentscheid, bei dem der

Bundestag einen Alternativ-

vorschlag mit zur Abstimmung

stellen kann.
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wer sich finanziell bei demokratischen Verfahren engagiert. 
Deswegen gibt es z.B. klare – wenn auch noch unzureichende 
– Transparenzbestimmungen im Parteiengesetz. Bei mehreren 
Volksentscheiden in Hamburg und Berlin ist die mangelnde 
Transparenz der Kampagnenfinanzierung zu einem öffentli-
chen Thema geworden. Deshalb schlagen wir vor, dass auch in 
unseren Gesetzentwurf Offenlegungsbestimmungen aufge-
nommen werden. Alle Spenden im Rahmen von Volksinitiati-
ven, Volksbegehren und Volksentscheiden, die einzeln oder in 
ihrem Gesamtwert 10.000 Euro überschreiten, sind zu veröf-
fentlichen. Weitere Details müssen natürlich noch ausgearbeitet 
werden.

3. Spenden- und Ausgabenbegrenzung 

Mit Transparenz allein lässt sich aber der Versuch, finanzielle 
Ungleichgewichte bei der direkten Demokratie zu reduzieren, 
nicht erreichen. Erfahrungen vor allem aus der Schweiz und 
Kalifornien zeigen, dass sich immer wieder vermögende Ein-
zelpersonen oder Unternehmen mit großen Geldbeträgen bei 
Abstimmungskämpfen engagieren. Diese setzen sich zwar kei-
neswegs immer durch, haben aber sehr wohl einen Einfluss auf 
den Ausgang von Volksabstimmungen. Deshalb schlagen wir 
eine Begrenzung von Spenden natürlicher und juristischer Per-
sonen an die Initiatoren in Höhe von max. 100.000 Euro vor.
Dieser Vorschlag ist allerdings bei mehreren Landesverbänden, 
die sich damit beschäftigt haben, auf starken Widerstand gesto-
ßen. Die Regelung wäre zu einschränkend und umfasse jeweils 
nur die Initiatoren von Abstimmungen, nicht aber deren Geg-
ner. Außerdem sehen viele Landesverbände die Gefahr, dass 
diese Begrenzung eventuell umgangen werden könnte. Die Dis-
kussion auf der Mitgliederversammlung dürfte daher speziell 
bei diesem Punkt sehr spannend werden.
Diskutiert wurde neben der direkten Begrenzung von Spenden 
auch die Einführung eines Höchstmaßes an Ausgaben. Indirekt 
würde damit das Gesamtvolumen der Spenden, die eine Initia-
tive für ihre Zwecke nutzen darf, eingeschränkt werden. Auf 
ein solches Instrument haben wir bewusst verzichtet, weil ein 
hohes Spendenaufkommen auch ein Zeichen für den gesell-
schaftlichen Rückhalt einer Idee sein kann. Wichtig ist uns, die 
mögliche Beeinflussung der öffentlichen Meinung durch hohe 
Geldbeträge Einzelner zu unterbinden, nicht aber die Kampag-
ne einer Initiative einzuschränken.

4. Rolle des Internets

Als unser Gesetzentwurf ausgearbeitet wurde, gab es das Inter-
net natürlich schon. Allerdings spielte es insbesondere in Bezug 
auf demokratische Beteiligung und politische Vernetzung eine 
weit geringere Rolle als heute, wo sogar demokratische Revolu-
tionen wie in Nordafrika über Facebook und Twitter verbreitet 
werden. Für viele jüngere Menschen ist die (politische) Betäti-
gung im Netz mittlerweile eine Selbstverständlichkeit. Diese 
Entwicklung sollte auch im Rahmen direktdemokratischer Ver-
fahren abgebildet werden.

Wir haben uns daher entschlossen, die Möglichkeit der elektro-
nischen Eintragung bei Volksbegehren vorzuschlagen. Voraus-
setzung dafür ist allerdings, dass hohe Sicherheitsstandards 
z.B. durch eine qualifizierte elektronische Signatur mittels des 
neuen Personalausweises eingehalten werden. Nicht durchrin-
gen konnten wir uns dazu, auch eine Abstimmung im Internet 
vorzuschlagen. In Deutschland besteht im Internet keine Wahl-
möglichkeit, was zeigt, dass Sicherheitsanforderungen in die-
sem Bereich bisher nicht zufriedenstellend geregelt sind. Bei 
einer Stimmabgabe im Internet gibt es zudem keine Möglich-
keit der Überprüfung und Nachvollziehbarkeit, wenn es z.B. zu 
Neuauszählungen kommt.

5. Rückzugsrecht

Bisher sieht unser Gesetzentwurf keine Rückzugsmöglichkeit 
nach einem zustandegekommenen Volksbegehren vor. Es 
kommt also auf jeden Fall zur Volksabstimmung. An dieser 
Regelung gibt es die Kritik, dass sie Kompromisse zwischen 
dem Volksbegehren und dem Bundestag verhindere und zu 
unflexibel sei. Dagegen wurde wiederum eingewandt, dass es 
zwingend zu einer Volksabstimmung kommen müsse, wenn 
(mindestens) eine Million Bürger ein Volksbegehren unter-
schrieben haben. 
Der Bundesvorstand empfiehlt, dass es zwar weiterhin kein 
Rückzugsrecht geben sollte, ein Kompromissentwurf zwischen 
den Vertrauensleuten des Volksbegehrens und dem Bundestag 
aber trotzdem ausgehandelt werden kann. Über diesen Entwurf 
sowie über den ursprünglichen Volksbegehrensentwurf wird 
dann in der Volksabstimmung entschieden. 

6. Gegenstände

Unser jetziger Vorschlag lässt sowohl Gesetzentwürfe als auch 
sonstige Gegenstände der politischen Willensbildung als Ge-
genstände von Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksent-
scheiden zu. Diese Möglichkeit gibt es auch in Schleswig-Hol-
stein, Berlin, Brandenburg und Hamburg. In Berlin und 
Hamburg sind die Erfahrungen damit eher negativ. Entspre-
chende Volksentscheide waren rechtlich unverbindlich und 
wurden teilweise missachtet. Diese Gefahr droht auch auf Bun-
desebene.
Deshalb schlagen wir vor, dass Volksinitiativen, Volksbegehren 
und Volksentscheiden ein Gesetzentwurf zugrundeliegen muss. 
Auf Bundesebene sind – im Unterschied zur Landesebene – die 
meisten wichtigsten politischen Fragen gesetzlich regelbar. Eine 
wichtige Ausnahme davon sind allerdings Einsätze der Bundes-
wehr im Ausland, für die ein Beschluss des Bundestages ausrei-
chend ist. Hier denken wir noch über eine spezielle Regelung 
nach.

7. Grundgesetzändernde Volksentscheide   

Dieses Thema ist ein echter Dauerbrenner bei Mehr Demokra-
tie, mit dem wohl alleine mehrere Seiten dieser Zeitschrift ge-
füllt werden könnten. Ich beschränke mich auf eine knappe 
Darstellung. Nach langen Diskussionen zwischen Befürwor-

tern einer einfachen bzw. einer Zwei-Drittel-Mehrheit bei 
grundgesetzändernden Volksentscheiden wurde im Gesetzent-
wurf festgelegt, dass grundgesetzändernde Volksbegehren der 
Unterschrift von zwei Millionen Wahlberechtigten bedürfen, 
dafür aber eine einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
beim Volksentscheid ausreicht.
Dieses Thema wurde jetzt erneut diskutiert. Kritiker der jetzi-
gen Regelung verweisen darauf, dass eine erhöhte Unterschrif-
tenzahl keine erhöhte Legitimation bringe, weil sich diese an 
den Mehrheitserfordernissen beim Volksentscheid messen las-
sen müsse. Außerdem gäbe es auch bei parlamentarischen 
Grundgesetzänderungen erhöhte Anforderungen. Unterstützer 
der jetzigen Regelung verweisen darauf, dass parlamentarische 
Grundgesetzänderungen leichter durchsetzbar seien als direkt-
demokratische Grundgesetzänderungen. Außerdem wäre es 
unfair, wenn eine Grundgesetzänderung scheitert, obwohl eine 
Mehrheit der Abstimmenden dafür gestimmt hat.
Im Vorstand wurde nach längeren Diskussionen ein Kompro-
missvorschlag entwickelt: Grundgesetzänderungen bedürfen 
danach einer Mehrheit von 55 Prozent der Abstimmenden. Da-
für entfällt das erhöhte Quorum beim Volksbegehren, es bleibt 
also bei einer Million.
Mit diesen sieben Vorschlägen sind aber längst noch nicht alle 
Themen, die im Rahmen einer Überarbeitung unseres Gesetz-
entwurfes angegangen werden sollten, abgehandelt. Wichtige 
Fragen wie die Darstellung des Anliegens der Initiatoren von 
Volksentscheiden im öffentlich-rechtlichen Rundfunk, die Aus-
gestaltung des Informationsheftes vor der Volksabstimmung, 
die Einsetzung einer Referendumskommission oder die Ver-
schränkung von Bürgerbeteiligungsverfahren mit direktdemo-
kratischen Verfahren müssen noch ausgearbeitet werden. 
Alle Mitglieder sind aufgerufen, sich an dem weiteren Prozess 
der Überarbeitung unseres Gesetzentwurfes zu beteiligen. For-
dert eine Diskussion in eurem Landesverband ein, kommt zu 
den nächsten beiden Mitgliederversammlungen und zur Fachta-
gung nach Berlin oder schickt einfach eure Anregungen an mi-
chael.efler@mehr-demokratie.de. 

Michael Efler ist Vorstandssprecher von Mehr Demokratie.

Der Fahrplan im Überblick: 

19./20. Nov. 2011 – Erste Beschlüsse  

auf der Mitgliederversammlung 

März 2012 – Fachtagung in Berlin 

Mai 2012 – Weitere Beschlüsse  

auf der Mitgliederversammlung 

Sommer/Herbst 2012 – Mitgliederurabstimmung 
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Lasst die bürger ran

Die immer dringlichere Eurokrise ruft nicht nur 

interne Debatten der politischen Eliten hervor. 

Vermehrt sprechen sich die Mächtigen des Lan-

des plötzlich auch für den Einbezug des Volkes 

in dieser zukunftsweisenden Frage aus. Neben 

dem Wirtschaftsweisen Prof. Lars Feld und dem 

Verfassungsrichter Peter M. Huber war Frank 

Schäffler einer der ersten, der in den Medien 

einen Volksentscheid über den unbefristeten 

Euro-Rettungsschirm forderte. Schäffler ist 

Bundestagsabgeordneter und Finanzexperte der 

FDP. Für mehr Mitsprache wirbt er jetzt auch 

in seiner eigenen Partei: Mit anderen Liberalen 

bemüht er sich darum, einen Mitgliederentscheid 

zu den Rettungsmaßnahmen für überschuldete 

Euro-Staaten zu erwirken.

Herr Schäffler, sie fordern eine Volksabstimmung über die 

„Euro-Rettungsschirme“. Warum?

Diese sogenannten „Rettungsschirme“ bürden dem Bundes-
haushalt größte Risiken auf. Letztenendes sind sie Spekulatio-
nen darauf, dass man sich irgendwie durchwurschteln kann. 
Wenn uns eine dieser gigantischen Spekulationen um die Ohren 
fliegt, werden die Bürgerinnen und Bürger die Zeche zahlen 
müssen. In Form höherer Steuern und schlechterer Leistungen 
des Staates. Weil die Zukunft jedes einzelnen dabei betroffen 
ist, sollten auch alle unmittelbar mitentscheiden können.

Ist das Thema nicht zu komplex für einen Volksentscheid?

Wie gesagt: Die Entscheidung hat weitreichende Konsequenzen 
für das Leben aller. Und wenn das eigene Leben zu komplex ist, 
um darüber Entscheidungen zu treffen, welchen Sinn hätte De-
mokratie dann noch? Ein demokratischer Rechtsstaat muss der 
Bevölkerung möglichst viel Kontrolle über das eigene Leben 
ermöglichen. 

Wo Menschen sich mit Problemen wie Rettungsschirmen ausei-
nandersetzen, wachsen sie daran. Da bin ich Optimist. Ich treffe 
viele Menschen, die sich wegen der Eurokrise erstmals mit 
Währungspolitik beschäftigen.

Sie haben jetzt einen Mitgliederentscheid in der FDP angesto-

ßen. Glauben Sie damit Erfolg zu haben?

Ich habe in der FDP nicht zuletzt deshalb den Mitgliederent-
scheid initiiert, weil sich zwischen der Basis und der Führung 
ein Graben aufgetan hat. Wenn die Meinungsschere zu den Ret-
tungsschirmen so weit offen bleibt, radikalisieren sich beide 
Seiten gegeneinander und am Ende zerbricht die Partei.

Viele Selbstständige und mittelständische Unternehmer, die 
mich unterstützen, sind entsetzt über die finanzielle Verantwor-
tungslosigkeit, die durch die verstetigte Euro-Rettung gelehrt 
wird. Beteiligung und Verantwortung gehörten zusammen. 
Und das Wegnehmen von Verantwortung, ob in der Wirtschaft 
oder in der Politik, ist ein Rezept für grandioses Scheitern.

Die Partei muss jetzt ernsthaft darüber diskutieren, ob sie die 
wirtschaftliche Entmündigung Europas mittragen wird. Wenn 
diese Debatte nicht stattfindet, werden alle verlieren. Insofern 
habe ich bereits jetzt Erfolg.

Welche Quoren sollten Ihrer Meinung nach für eine bundes-

weite Volksabstimmung gelten? 

Dafür bin ich kein Experte. Die richtige Balance zu finden, zwi-
schen dem Ermöglichen von sinnvollen Entscheidungen und 
dem Verhindern von putschartigen Abstimmungen kleiner gut 
organisierter Gruppen, stelle ich mir höchst schwierig vor.

Auf jeden Fall sollte ein solches Quorum einheitlich, verlässlich 
und leicht nachvollziehbar sein. Auch auf die Gefahr hin, dass 
die Ergebnisse nicht immer das sind, was als akzeptabel gilt. Ein 
Rechtsstaat muss den Regeln folgen, gerade wenn es wehtut.

Gibt es auf EU-Ebene eine zu große Differenz zwischen Bürger- 

wille und politischen Entscheidungen?

Ganz offenbar. Ich warte immer noch darauf, normale Men-
schen zu treffen, die von der EU wirklich begeistert sind. Die 
Errungenschaften wie Reise- und Handelsfreiheit werden leicht 
vergessen, wenn die Europäische Union in elementare Lebens-
bereiche eindringt. Die Ohnmacht gegenüber den EU-Regelun-
gen, die einem Gesetzgebungsverfahren in der Exekutive gleich-
kommen, verstärkt das. Diese Menschen, die ihrer Wut dann 
Luft machen sind letzten Endes keine Anti-Europäer. Sie zu 
Anti-Europäern abzustempeln schädigt die europäische Idee. 

Ich weiß nicht, ob plebiszitäre Elemente für die gesamte EU 
sinnvoll sind. Vielmehr setze ich meine Hoffnung auf kleinere 
Einheiten mit stärkerer Mitbestimmung, die mehr Rechte ge-
genüber Brüssel haben. Je stärker Angelegenheiten den Alltag 
betreffen, desto näher an den Menschen müssen sie entschieden 
werden. Viele Themen sind damit bei der EU an genau der fal-
schen Adresse.

Zum Beispiel das Verbot konventioneller Glühbirnen. Da hat 
die EU mehr als nur ein Vermittlungsproblem. Es ist ein struk-

tureller Fehler. Wer die Gegner solcher Regelungen als anti-eu-
ropäisch diffamiert, treibt EU auf den Abgrund zu. Denn mit 
dem Glühbirnenverbot werden die Menschen in Gegnerschaft 
zu den positiven Leistungen der EU getrieben. Das muss jeden 
überzeugten Europäer erschrecken.

Sind Sie generell für mehr direktdemokratische Beteiligungs-

möglichkeiten auf Bundesebene? Oder nur im Fall der „Euro-

Rettungsschirme“?

Absolut. Als Liberaler habe ich großes Vertrauen in das Urteils-
vermögen des Individuums. Warum sollten wir in Zeiten allge-
meiner Politikverdrossenheit auf einen Weg verzichten, die 
Frustrierten positiv einzubinden? Ich erhalte sehr viele Zu-
schriften von Menschen, die sich von der politischen Beteili-
gung abgewandt haben. Viele von ihnen würden sich positiv 
einbringen, wenn direktdemokratisches Engagement sich aus-
zahlen würde. Wer sie ignoriert oder schlechtredet, legt den 
Grundstein für eine tiefere Spaltung zwischen Volk und Politik.

Auf keinen Fall aber würde ich Volksabstimmungen akzeptie-
ren, wenn es um die Einschränkung unveräußerlicher Rechte 
geht. Über Leben, Leib und Eigentum eines Individuums kann 
niemand, auch nicht die überwältigendeste demokratische 
Mehrheit, verfügen.

Das Interview führte Lina Brink von Mehr Demokratie.

Welche Bundestagsabgeordneten für bundes-

weite Volksentscheide eintreten erfahren 

Sie unter:  www.mehr-demokratie.de
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Ein Diskussionsformat für  
bundesweite Volksentscheide?

Text Hans Hagedorn, DEMOS und Sophie Scholz, e-fect Bild BürgerForum 2011

Das BürgerForum 2011 gibt Hinweise, wie bundesweite Volksentscheide  

inhaltlich begleitet werden können

Anfang Februar erhielt Ariane Ullrich aus dem Landkreis Tel-
tow-Fläming einen seltsamen Anruf: Die Stimme am Telefon 
sagte: „Bundespräsident Christian Wulff lädt Sie zu einem Bür-
gerForum ein! Los geht es mit der Auftaktveranstaltung, wo Sie 
mit 400 anderen Bürgern aus Teltow-Fläming diskutieren, wel-
che Probleme es beim gesellschaftlichen Zusammenhalt gibt. 
Anschließend geht es in die Online-Arbeit, wo Sie mit 10.000 
Bürgern aus ganz Deutschland gemeinsame Vorschläge formu-
lieren. Im Mai nimmt Herr Wulff die Vorschläge entgegen und 
unterstützt Sie dabei, für Ihre Ideen in der Öffentlichkeit zu 
werben.“ 

Viele der Angerufenen hielten das für einen Scherz oder eine 
perfide neue Methode des Telemarketing. Einige tausend ließen 
sich jedoch auf die Sache ein und hielten bis zum Ende durch. 
Am 28. Mai traf eine Delegation von 400 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern den Bundespräsidenten und weitere Politiker im 
alten Bonner Bundestagsgebäude und überreichte ihm die aus-
formulierten Ergebnisse in Form von 25 regionalen BürgerPro-
grammen und eine Auswahl von 6 zentralen Vorschlägen, auf 
die sich die Teilnehmer in der bundesweiten Online-Diskussion 
geeinigt hatten.

Das Format des BürgerForums wurde von der Bertelsmann 
Stiftung und der Heinz Nixdorf Stiftung entwickelt und unter-
scheidet sich in einigen interessanten Merkmalen von anderen 
Beteiligungsprojekten:

n	 Die Teilnehmerschaft ist durch die Zufallsauswahl vielfältig 
zusammengesetzt, es beteiligen sich nicht nur die „üblichen 
Verdächtigen“. Das verleiht den Ergebnissen eine vergleichs-
weise hohe Legitimität.

n	 Im Gegensatz zu demoskopischen Umfragen haben die Teil-
nehmer Zeit, eine fundierte Sicht auf das Thema zu entwickeln 
und sich mit anderen dazu auszutauschen.

n	 Die Teilnehmenden definieren die Ausgangsprobleme selbstän-
dig. Dadurch sinkt die Gefahr, Ergebnisse durch die Art der 
Frage zu beeinflussen.

n	 Durch Kombination von technischen und sozialen Methoden 
(Präsenzveranstaltungen, Online-Plattform, Redakteure aus 
dem Kreis der Teilnehmer, Abstimmungen) sind die Bürger in 
der Lage, gemeinsame politische Forderungen zu formulieren. 
Aus vielen Einzelstimmen werden so gemeinsame Vorschläge.

Ein zentrales Ergebnis im Themenfeld Bildung ist beispielswei-
se: 11 der 25 Regionen fordern unabhängig voneinander die 
Übertragung der Bildungskompetenz von den Ländern an die 
Bundesebene. Das Format BürgerForum hat jedoch explizit 
nicht den Anspruch, dass seine Ergebnisse 1:1 von der Politik 
umgesetzt werden. Dafür verfügt es, gerade auch im Vergleich 
zu Volksentscheiden, nicht über die notwendige Legitimität. 
Stattdessen kann das Format aber Diskussionen qualifizieren 
und in die Breite tragen. Daher werden neben der Abschlussver-
anstaltung in Bonn auch zahlreiche Veranstaltungen in den Re-
gionen durchgeführt, um die Ergebnisse in die öffentliche De-
batte zu transportieren.

Der Nachteil dieser Form von politischer Verankerung ist, dass 
man nicht nachprüfen kann, ob eine Debatte im BürgerForum 
reale Auswirkungen auf politische Entscheidungen haben wird. 
Der Vorteil dieses Vorgehens ist jedoch: Der informierte, in die 
Breite getragene Diskurs kann unterschwellige Strömungen in 
der öffentlichen Meinung qualifizieren und deutlich herausstel-
len. Das trägt dazu bei, dass anstehende Entscheidungen in der 
politischen und gesellschaftlichen Debatte neu bewertet werden. 

Hier zeigt sich: Formate wie das BürgerForum können dazu 
beitragen, Volksentscheide inhaltlich zu begleiten und die not-
wendige Debatte im Vorfeld zu qualifizieren. Das bewährte 
Format „Abstimmungsheft“ ist ein wichtiges Element, aber zu 
statisch um dynamische Debatten im Vorfeld der Entscheidung 
abzubilden. Ein „interaktives Abstimmungsheft“ kann also der 
Ausgangspunkt für eine Debatte sein, die eine anstehende Ent-
scheidung in allen Facetten beleuchtet. Das BürgerForum 2011 
hat hier erste methodische Grundlagen gelegt. 

Neben der inhaltlichen Diskussion bot die Online-Plattform ein 
Feedback-Forum, in dem Teilnehmer und Moderatoren die 
Konzeption und methodischen Fragen des Projektes besprechen 
konnten. Die zum Teil sehr rege Diskussion dort zeigt, dass Be-
darf, aber auch Interesse für eine Weiterentwicklung besteht.

Die Gesellschaft ist auf vielen Ebenen dabei, Lernprozesse zu 
gestalten, die von allen Akteuren erhebliche Verhaltensänderun-
gen und den Mut zum Umdenken erfordern. Trotz vorhandener 

Unterschiede in Ausmaß, Format und Zielen, stehen doch alle 
Projekte vor ähnlichen Herausforderungen und müssen Lernpro-
zesse durchlaufen, die nicht individuell sind, sondern auf gesell-
schaftliche Querschnittsthemen verweisen. An zentraler Stelle 
ist von Initiatioren und Beteiligten gefordert, zu lernen sich auf 
einen Dialog einzulassen, in dem Vertrauen, dass alle vom Aus-
tausch profitieren und voneinander lernen können. 

Ariane Ullrich drückte es so aus: „Wir haben diskutiert, wir 
haben gestritten, wir haben gelacht und Kompromisse geschlos-
sen. Vor allem haben wir viel gelernt und freuen uns, diese Ar-
beit als Ergebnis nun vorliegen zu sehen. Möge sie weiterwirken 
und inspirieren, statt in einer Schublade zu verschwinden, da-
mit diese unsere Arbeit keine einseitige Arbeitsbeschaffungs-
maßnahme gewesen war.“1

Hans Hagedorn ist Geschäftsführer der DEMOS Gesellschaft für 

E-Partizipation mbH. Sophie Scholz ist freiberufliche Trainerin und 

Gründungsmitglied der e-fect eG. Beide haben als Auftragnehmer an 

Konzept und Umsetzung des BürgerForums mitgearbeitet. 

Infos: www.buergerforum2011.de

1 Ariane Ullrich, Soryna Alber: Vorwort der Broschüre „Sechs Vorschläge für die Politik 

– von 150 Ausschussergebnissen der 25 Regionen“, www.buergerforum2011.de/programm
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Ein Sinneswandel

Text Christoph Giesa

geprüft werden. Die Faszination für genau diese Idee trieb mich 
schon als Minderjährigen in Richtung der Parteien, meinen Mit-
gliedsantrag füllte ich noch mit 16 Jahren aus. Mit Eifer stürzte 
ich mich ins politische Getümmel, erst lokal, dann regional, 
dann schnell auch auf Landes- und Bundesebene. Fast meine ge-
samte Freizeit – erst als Schüler, später als Student – opferte ich 
für mehrere Jahre der Demokratiearbeit. Gestoppt durch ein 
Auslandssemester ertappte ich mich eines Tages dabei, dass ich 
am Strand saß und mir überlegte, was mir diese Jahre denn nun 
gebracht hatten. Persönlich, das lässt sich sicher sagen, habe ich 
viel mitnehmen können. Ich habe viele spannende Menschen 
kennengelernt, viele interessante Themen intensiv diskutiert und 
einen guten Blick hinter die Kulissen der großen Politik werfen 
können. Inhaltlich bewegt habe ich allerdings – fast nichts.

Meine erste Reaktion auf diese Erkenntnis war politische Apa-
thie. Nicht die großen Fragen waren es zu diesem Zeitpunkt, 
die mich bewegten. Vielmehr kam ich zu einem Punkt, an dem 
ich mir dachte, dass man seine Zeit auch mit anderen, schöne-
ren Dingen verbringen konnte, als sich am Wochenende in Hin-
terzimmern von Bahnhofskneipen mit politischen Diskussio-
nen zu beschäftigen, die sowieso niemanden interessierten. 
Der Politikteil meiner Tageszeitung blieb für einige Jahre un-
berührt, ich widmete mich dafür mit umso mehr Hingabe dem 
Lesen der Sportberichterstattung. Weil man so ganz aus seiner 
Haut aber nun auch einmal nicht heraus kann, fing es irgend-
wann wieder an in mir zu arbeiten. Meine Unzufriedenheit mit 
einer immer größeren Zahl politischer Entscheidungen, ge-
paart mit der Beobachtung, dass selbst diejenigen, von denen 

Es gibt Momente im Leben, da überrascht man sich selbst. Mir 
ging das so im Sommer 2010, als ich plötzlich realisierte, dass 
ich mit einer Flüstertüte und selbstgebastelten Plakaten ausge-
stattet  zusammen mit einer kleinen Gruppe Mitstreiter vor dem 
Brandenburger Tor stand und auf diesem Wege für meine  
Überzeugung kämpfte. Es ging damals um die Kandidatur von  
Joachim Gauck zum Bundespräsidenten, die ich unterstützen  
wollte. Aber das ist eigentlich im Rückblick auch sekundär. 
Spannender ist der Prozess, der mich an diesem sommerlichen 
Montagabend von Hamburg nach Berlin und anstatt zum Grillen 
in den Mauerpark zu diesem kleinen Demonstrationszug vom 
Alexanderplatz nach Mitte brachte. Um diesen zu verstehen, er-
scheint ein kurzer Blick ein paar Jahrzehnte zurück sinnvoll.

Das erste Mal von Demokratie gehört habe ich, wie wohl die 
meisten, die das Glück haben, in dieser Herrschaftsform aufzu-
wachsen, von meinen Eltern und Großeltern. Das war allerdings 
noch zu Zeiten des Kalten Krieges, insofern erschien Demokra-
tie damals eher in Abgrenzung zu dem formuliert, was auf der 
anderen Seite der Mauer vorherrschte, nämlich Unfreiheit, Be-
spitzelung und Bevormundung. Das Demokratieverständnis al-
lerdings, das für mich bis heute prägend ist und auf dessen Um-
setzung ich auch in Zukunft hoffen werde, ist das, von dem ich 
in der Schule das erste Mal gehört habe: Demokratie als Herr-
schaft des Volkes durch Mehrheiten, die sich unter den Bürge-
rinnen und Bürgern durch Diskussionsprozesse entwickeln, die 
dann in Parlamenten von den gewählten Abgeordneten abgebil-
det, von der Regierung umgesetzt und von der Rechtsprechung 
auf ihre Vereinbarkeit mit den Grundwerten unserer Verfassung 

auf einer anderen Liste bei in der Zwischenzeit stattfindenden 
Wahlen auch für uns als Wähler frustrierend, weil überhaupt 
nicht verursachungsgerecht. Alleine die Schaffung von Inter-
ventionswerkzeugen für uns Bürger würde, selbst ohne, dass sie 
dauernd genutzt werden, zu einer ganz anderen Kultur des Dis-
kurses und der Demut führen, davon bin ich überzeugt.

Darüber hinaus glaube ich, dass es durchaus auch für die Man-
datsträger selbst attraktiv sein kann, nicht alles endgültig ent-
scheiden zu müssen. Sollten etwa die Bundestagsabgeordneten 
sich bei einem Thema entscheiden wollen, es dem Stadtrat von 
Hamm gleichzutun, der bei der Entscheidung über den dortigen 
„Lippesee“ zwar eine klare Mehrheit hatte, die Idee aber frei-
willig den Bürgern zur Abstimmung stellte, sie könnten es gar 
nicht. Auch wenn die Bürger in Hamm das Projekt aus Angst 
vor einer Kostenexplosion abgelehnt haben, dem zuständigen 
Bürgermeister stärkten sie bei der Wahl darauf den Rücken und 
bestätigten damit: Wer uns vertraut, der bekommt auch von uns 
das Vertrauen geschenkt und steht gleich deutlich weniger unter 
Druck, alles richtig entscheiden zu müssen.

Und zu guter Letzt glaube ich, dass nur echte Teilhabe für eine 
auch in Krisenzeiten stabile Basis für die Demokratie als Herr-
schaftsform sorgt. Dabei stütze ich meine Überzeugung maß-
geblich auf die Erkenntnisse der Glücksforschung, namentlich 
von einem Team um den schweizerischen Professor Bruno S. 
Frey erarbeitet. Dieses hat nämlich nachweisen können, dass 
das Glücksempfinden oder der Nutzen, wie es die Forscher nen-
nen, in demokratischen Entscheidungsprozessen zu einem ver-
gleichsweise kleinen Teil vom Ergebnis, dafür aber zu einem 
großen Teil vom Prozess abhängig ist. Das heißt im Klartext: 
Wenn der Prozess transparent ist, wenn man die Chance hat, 
sich einzubringen, und wenn man das Gefühl hat, dass die eige-
nen Argumente fair behandelt werden, dann ist das wichtiger 
für die Zufriedenheit der Menschen als die Frage, ob die eige-
nen Vorschläge am Ende umgesetzt werden. 

In dieser Erkenntnis steckt ein unglaubliches Potenzial. Denn 
wenn man davon ausgeht, dass Politik in Zukunft nicht mehr da-
durch funktionieren wird, dass man uns mit Subventionsnarkoti-
ka betäuben kann, sondern im Gegenteil regelmäßig schwierige 
Entscheidungen und Kürzungen anstehen, dann braucht es eine 
neue politische Währung. Und diese Währung kann nur Transpa-
renz und Teilhabe sein. Dann bekomme ich vielleicht auch endlich 
die Demokratie, von der ich damals in der Schule erzählt bekom-
men habe. Mehr will ich doch eigentlich gar nicht. Und ich bin mir 
sicher: Mit diesem Wunsch bin ich alles andere als alleine.

man eigentlich denken sollte, dass zumindest sie die Möglich-
keit hätten, Dinge zu ändern – Abgeordnete, Mitglieder von 
parteilichen Führungsgremien – sich nur mehr Achsel zuckend 
damit entschuldigten, dass sie ja auch nicht gefragt worden wä-
ren, ließ in mir die Frage aufkommen, ob man demokratische 
Entscheidungsprozesse nicht sehr viel demokratischer gestal-
ten könnte, als das derzeit der Fall ist.

Ich war über viele Jahre kein Freund einer Ausweitung von Bür-
gerbeteiligung und direkter Demokratie. Das hat sich, zwar 
langsam, dafür aber umso nachhaltiger geändert. Die Angst da-
vor, dass Prozesse unnötig in die Länge gezogen, komplexe The-
men auf zu einfache Schlagwörter verkürzt und von radikalen 
Minderheiten missbraucht werden könnten, ist der Überzeugung 
gewichen, dass dieses Denken ungefähr soviel Sinn macht, wie 
ein Selbstmord aus Angst vor dem Tod. Kein Entscheidungsver-
fahren in einer Demokratie, egal ob direktdemokratisch oder im 
Rahmen von rein parlamentarischen Mechanismen, ist jemals 
perfekt – so ehrlich sollte man grundsätzlich sein, auch weil eine 
übersteigerte Erwartungshaltung immer nur Enttäuschung ver-
ursacht. Wenn sich allerdings in breiten Bevölkerungsschichten 
die Wahrnehmung manifestiert, dass der Parlamentarismus sich 
immer weiter vom Willen des Volkes entfernt hat, gefährdet das 
auf Dauer den demokratischen Gedanken. 

Nach meiner Überzeugung sollten sich daher in Zukunft nicht 
mehr in erster Linie diejenigen erklären und rechtfertigen müs-
sen, die sich für mehr Teilhabe einsetzen, sondern diejenigen, 
die den derzeitigen Status bewahren wollen. Nichtsdestotrotz 
will ich an dieser Stelle die Chance nutzen, um die drei aus mei-
ner Sicht wichtigsten Argumente zu skizzieren, aufgrund derer 
ich glaube, dass eine weitere Öffnung der politischen Entschei-
dungsprozesse in Richtung der Bürger sinnvoll wäre. 

Da ist zunächst die Disziplinierungsfunktion, die solcherlei 
Möglichkeiten mit sich bringen. Normale Menschen, und zu 
diesen gehören natürlich auch die meisten Politiker, reagieren 
grundsätzlich erst einmal auf gewisse Anreize und Bestrafun-
gen. Wie an anderen Stellen auch, sollten dabei die Bestrafungs- 
und Belohnungssysteme in der Politik so ausgestaltet sein, dass 
klare Zusammenhänge zwischen Handlung und Reaktion her-
zustellen sind. Das derzeitige System krankt gerade auch daran, 
dass wir Bürger keine Chance haben, jenseits der im Vier- oder 
Fünfjahresrhythmus wiederkehrenden Wahlen auf konkrete 
Entscheidungen oder sonstige Handlungen zu reagieren. Dies 
gilt für den Einzelnen noch viel weniger als für die Partei an 
sich. Darüber hinaus ist die Bestrafung von schlechter Regie-
rungsleistung über Abstinenz an der Wahlurne oder ein Kreuz 

Von enthusiastischer Parteiarbeit und anschlie-

ßender Politikverdrossenheit fand Christoph Gie-

sa seinen persönlichen Weg zur Begeisterung für 

die direkten Demokratie. Giesa war Initiator der 

Bürgerbewegung zur Unterstützung von Joachim 

Gauck als Bundespräsidentschaftskandidat und 

ist Mitbegründer der linksliberalen FDP-Vereini-

gung „Dahrendorfkreis“. Er lebt und arbeitet in 

Hamburg, ist regelmäßiger Kolumnist für The Eu-

ropean und bloggt zu gesellschaftlichen Themen. 

Gerade ist sein zweites Buch “Bürger. Macht. 

Politik.” erschienen.
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Bayern Am 10. August startete ein An-
trag auf Volksbegehren (25.000 Unter-
schriften), um die Studiengebühren an 
bayrischen Hochschulen abzuschaffen.

Schweiz Die Volksinitiative „Volkswahl 
des Bundesrates“ wurde am 7. Juli einge-
reicht und ist formell zustande gekom-
men. Nun können die Schweizer an der 
Urne darüber entscheiden, ob sie künftig 
die Mitglieder des Bundesrates selber 
wählen möchten.

Schleswig-Holstein Für ein Verbot un-
terirdischer CO2 Lagerungen in Deutsch-
land wurde am 5. Juli eine Volksinitiative 
(20.000 Unterschriften benötigt) auf den 
Weg gebracht. 

Thüringen Am 19. August wurden 
24.662 Unterschriften zum Volksbegeh-
ren „Für sozial-gerechte Kommunalab-
gaben“ eingereicht (5.000 Unterschriften 
benötigt). Nun ist der Landtag am Zug.

Duisburg Seit dem 20. Juni sammelt die 
Bürgerinitiative „Neuanfang für Duis-
burg“ Unterschriften für einen Bürge-
rentscheid zur Abwahl von Oberbürger-
meister Sauerland. Dafür sind 65.000 
Unterschriften nötig.

Malta Nach dem Volksentscheid im Mai 
billigte das Parlament am 25. Juli das ent-
sprechende Gesetz zur Einführung eines 
Rechts auf Scheidung. In einer knappen 

Entscheidung hatten sich 53 Prozent der 
Einwohner für das Gesetz ausgesprochen. 

Ungarn Die Wahlkommission hat eine 
Volksinitiative der Oppositionspartei ge-
gen Gesetzesänderungen der Regierung 
zugelassen. Die hohen Beteiligungshür-
den wurden bisher aber erst selten über-
sprungen. 

Helgoland In einem Bürgerentscheid 
stimmten am 26. Juni 54,74 Prozent da-
für, dass die durch eine Sturmflut ausei-
nander gerissene Nordseeinsel getrennt 
bleibt und nicht durch eine teure Land-
aufschüttung verbunden wird.

Marokko In einem Referendum am 2. 
Juli erhielten die umstrittenen Verfas-
sungsreformen von König Mohammed 
VI nach offiziellen Angaben 98,49 Pro-
zent Zustimmung durch die Wähler.

Liechtenstein Am 19. Juni sprach sich 
eine große Mehrheit der Wahlberechtig-
ten in einem Referendum für ein Partner-
schaftsgesetz aus, das gleichgeschlechtli-
chen Paaren eine Registrierung ihrer Be-
ziehung ermöglicht.

Berlin Am 24. Juni begann die Unter-
schriftensammlung (20.000 Unterschrif-
ten) für einen Antrag auf Volksbegehren 
zur Veröffentlichung aller Verträge und 
die Ausweitung gesetzlicher Standards 
für den S-Bahn-Betrieb.

Brandenburg Die Volksinitiative für ein 
Nachtflugverbot am Flughafen Berlin 
Brandenburg International hat am  19. sep-
tember 40.000 Unterschriften eingereicht.

Liberia Vier geplante Verfassungsände-
rungen erreichten in einem Referendum 
am 23. August nicht die nötige Zustim-
mung von zwei Drittel der Bevölkerung.

Italien Für ein Referendum zur Wahl-
rechtsreform startete am 31. August die 
Unterschriftensammlung. Ziel sind eine 
halbe Million Unterschriften. Bei der Re-
form geht es unter anderem um die Mög-
lichkeit für Wählerinnen und Wähler, 
Rangplätze auf den Listen zu verändern 
und um die Abschaffung der bestehen-
den vierprozentigen Sperrklausel.

Köln Bei einer Einwohnerbefragung zum 
Ausbau des Godorfer Hafens am 10. Juli 
wurde die Abstimmungshürde nicht er-
reicht. Nur 72.787 statt der nötigen 87.901 
votierten gegen den Hafenausbau.

Bremen Anfang Oktober beginnt die 
Sammlung von Unterschriften gegen 
Atomtransporte. Sollte der Antrag auf 
Volksbegehren mit 5.000 Unterschriften 
erfolgreich sein, so werden für den zweiten 
Schritt ca. 25.000 Unterschriften benötigt.

Lettland Mit deutlicher Mehrheit stimm-
te die Bevölkerung in einem Referendum 
am 24. Juli über die vorzeitige Auflösung 
des Parlaments ab.
 
Österreich Am 11. Juli wurden die Un-
terschriften für das „Volksbegehren Bil-
dungsinitiative“ übergeben. Es sind 
51.817 Unterstützungserklärungen einge-
gangen und damit mehr als sechsmal so 
viele, wie zur Einleitung eines Volksbe-
gehrens nötig sind. 

Niedersachsen Die Initiatoren des 
Volksbegehrens gegen das Turbo-Abitur 
und gegen erschwerte Bedingungen für 
Gesamtschulen haben noch bis Januar 
2012 Zeit bekommen, um die 608.000 
nötigen Unterschriften zu sammeln.
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Interessant ist, dass viele Kandidaten die Einführung bundes-
weiter Volksabstimmungen befürworten. Von allen Befragten 
können sich 75 Prozent vorstellen, dass das Land Berlin eine 
Bundesratsinitiative zur Einführung bundesweiter Volksent-
scheide durchführt. Besondere Unterstützung kommt aus den 
Reihen von Grünen und Linken sowie von den kleineren Par-
teien wie beispielsweise den Piraten. Erstaunlich ist, dass sich 
nur 46 Prozent der SPD-Kandidaten bundesweite Volksent-
scheide vorstellen können. Der Berliner Landesverband scheint 
hier zurückhaltender zu sein als die Bundes-SPD. Keine Über-
raschung ist, dass die CDU an letzter Stelle liegt. Bemerkens-
wert ist aber, dass sich entgegen Spitzenkandidat Frank Henkel 
31 Prozent der Direktkandidaten für eine Bundesratsinitiative 
zur Einführung bundesweiter Volksentscheide aussprechen.

Die große Resonanz zeigt, dass die Diskussion über direkte 
Demokratie für viele Kandidaten ein wichtiges Thema ist. Der 
Berliner Landesverband von Mehr Demokratie wird sich dafür 
einsetzen, dass sich das Land Berlin in der kommenden Legis-
laturperiode einer möglichen Bundesratsinitiative anschließt.

Hier kann sich jeder selbst ein Bild machen: 

http://bb.mehr-demokratie.de/bb_kandidatencheck.html

Text Christin Ernst, Mehr Demokratie

Volksabstimmung wählen

Nach den Kandidatenbefragungen von Mehr Demokratie in 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württem-
berg wurden nun auch in Berlin die Kandidatinnen und Kan-
didaten zu den Themen direkte Demokratie und Wahlrechts-
reform befragt. 316 Kandidaten, das entspricht 75 Prozent 
aller Befragten, haben an der Umfrage teilgenommen. Darun-
ter sind auch die Spitzenkandidaten aller etablierten Parteien.

Ziel des Kandidatenchecks ist es aufzuzeigen, wie mehr direk-
te Demokratie und ein faires Wahlrecht wählbar werden. In 
diesem Bereich ist in Berlin in den letzten Jahren einiges ver-
bessert worden und die Bürgerinnen und Bürger konnten be-
reits in drei Volksentscheiden selbst abstimmen. Dennoch soll-
ten die Verfahren demokratischer Mitbestimmung regelmäßig 
überprüft und dem Volk verdeutlicht werden, wie ihre Wahl-
kreiskandidaten zu den einzelnen demokratiepolitischen The-
men stehen. Thematisch geht es beim Kandidatencheck um 
bezirkliche Bürgerbegehren, Volksbegehren auf Landes- und 
Bundesebene sowie um das Berliner Wahlrecht. Bei letzterem 
beziehen sich die Fragen auf die Einführung eines Ausländer-
Wahlrechts und veränderbare Parteilisten sowie auf die Sen-
kung des Wahlalters bei den Abgeordnetenhauswahlen.

Beim Kandidatencheck zur Abgeordnetenhauswahl 2011 in Berlin bezogen die Direktkandidaten  

und -kandidatinnen Stellung zu Wahlrechtsreform und direkter Demokratie 

Beim Kandidatencheck beantworteten Berliner Direktkandidaten die 

Frage: Sind Sie dafür, dass das Land Berlin eine Bundesratsinitiative 

zur Einführung bundesweiter Volksinitiativen, Volksbegehren und 

Volksentscheide durchführt? Die Antworten sehen Sie hier.

S-Bahn,
Flughafen,
Landaufschüttung
Kurznachrichten
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Text Claudine Nierth, Mehr Demokratie 

Uff, geschafft!

md magazin | Nr. 88 | 1/2011

eintragen? Nee, danke, dann lassen Sie das mal.“. Nicht beirren 
lassen und die nächste Person ansprechen. Der nächste ist aber 
leider ein Däne und die übernächste aus Nordrhein-Westfalen. 
Tja, Ferienzeit ist Ferienzeit. Die Menschen, die wir trafen, wa-
ren Urlauber und die, die wir nicht trafen, waren Schleswig-
Holsteiner. Trotzdem schafften wir es am Ende des Tages im-
merhin sechzig oder sogar siebzig Unterschriften pro Sammler 
zusammen zu haben. Wir brauchten aber 25.000!

Kurzerhand entschlossen wir uns, auf Altbewährtes zurückzu-
greifen: Wir organisierten ein Sammlercamp neben unserem 
Büro in Elmshorn. Dorthin luden wir alle aktiven Mehr Demo-
kraten ein (sofern diese nicht auch im Urlaub weilten). Die wuss-
ten worauf sie sich einließen: Täglich mindestens acht bis zehn 
Stunden auf die Straße gehen in irgendeine Schleswig-Holsteini-
sche Stadt und Unterschriften sammeln. Sammeln, sammeln, 
sammeln. Abends zurück ins Camp. Bei leckerem Essen die 
Beute zählen und Erfahrungen austauschen. Bis spät in die 
Nacht unter freiem Himmel diskutieren und dann ab in den  
bereitgestellten Nightliner der Firma Red-Car und in einer der 
kleinen Minischlafkabinen im Reisebus seine Nachtruhe finden, 
bevor der nächste Sammeltag in einer anderen Stadt startet.

Und ganz am Ende steht dann die wunderbare Erkenntnis:  
Es geht! Es geht, wenn man will! Wir wollen – die Demokratie!

Claudine Nierth ist Vorstandssprecherin von Mehr Demokratie.

Hoffentlich! Denn während ich diese Zeilen schreibe, sammeln 
die Kollegen draußen noch fleißig Unterschriften. Während Sie 
hingegen diese Zeilen lesen, haben wir es bereits geschafft und 
unsere beiden Volksinitiativen mit je 25.000 Unterschriften er-
folgreich dem Schleswig-Holsteinischen Landtag übergeben.

Damit liegt ein kleiner sommerlicher Kraftakt hinter uns, der 
neben viel Spaß auch eine Menge Zeit, Kraft und Geld gekostet 
hat. Hatten wir uns doch die Unterschriftensammlung anfangs 
etwas leichter vorgestellt.
Schließlich konnten wir auf siebzig freiwillige Unterschriften-
sammlerinnen und -sammler aus Schleswig-Holstein zurück-
greifen, die sich allesamt bereit erklärt hatten zu sammeln. Als 
das Schiff jedoch endlich vom Stapel und aus dem Hafen lief, 
waren viele unserer Sammler leider nicht mit an Bord. Es war 
Ferienzeit. Die einen flogen aus, während die anderen wichtige-
re Dinge zu erledigen hatten und die wenigen, die wir dann tat-
sächlich auf die Straße bekamen, waren oft nach wenigen Stun-
den erschöpft und kamen nie wieder.

Verständlich. Kostet ja auch Überwindung in die Fußgänger-
zonen zu gehen und Menschen anzusprechen. „Guten Tag, wir 
sammeln Unterschriften für zwei Volksinitiativen. Mit der ers-
ten fordern wir die Einführung bundesweiter Volksentscheide 
und mit der zweiten die Verbesserung der Bürgerbegehren in 
den Gemeinden. Möchten Sie dafür unterschreiben?“. Im Ide-
alfall, vorausgesetzt der angesprochene Bürger hat Sie erhört 
und bleibt neugierig stehen, hören Sie jetzt „Ja gerne, wir ha-
ben ja eh nichts mehr zu melden in der Politik.“. Dann aber, 
aller Freude zum Trotz, folgt die Skepsis: „Muss ich dann 
wirklich meine komplette Adresse und mein Geburtsdatum Fo
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Berlin

In Berlin haben rund 75 Prozent aller be-
fragten Direktkandidatinnen und -kandi-
daten am MD-Kandidatencheck zur Ab-
geordnetenhauswahl teilgenommen (mehr 
dazu auf Seite 15). Wenn am 18. Septem-
ber in Berlin gewählt wird, sind rund 13 
Prozent der Bevölkerung ausgeschlossen, 
weil sie keine Staatsbürger sind. Mehr De-
mokratie hat deshalb das Projekt „Jede 
Stimme 2011“ unterstützt, das Ausländern 
zumindest die symbolische Wahl ermög-
licht hat. Klare Favoriten der Berliner 
ohne deutschen Pass waren SPD, Grüne 
und Linke. Übrigens: Beim Kandidaten-
check sind diese drei Parteien mehrheit-
lich für ein Ausländerwahlrecht, während 
FDP und CDU blockieren. 

Thüringen

„Der Bürger ist der bessere Haushälter.“ 
– das war für viele Besucher das Ergeb-
nis eines Symposiums „Bürgerbeteili-
gung und Finanzen“ Ende Juni im Thü-
ringer Landtag, veranstaltet vom Mehr 
Demokratie-Bündnis gemeinsam mit 
den Fraktionen von Linke, SPD und 
Grünen. Einen Monat später hat Mehr 
Demokratie in einer Pressekonferenz ei-
nen Forderungskatalog veröffentlicht 
und die Fraktionschefs angeschrieben. 
Ganz oben steht die Abschaffung des 
Finanztabus für Volksbegehren. Und in 
den Kommunen sollen die Menschen 
auch über Unternehmensbeteiligungen 
abstimmen können, z.B. wenn die Was-
ser- oder Stromversorgung oder Wohn-
eigentum privatisiert werden soll. Das 
vollständige Papier kann im Mehr De-
mokratie-Büro bestellt oder auf der In-
ternetseite eingesehen werden (www.
thueringen.mehr-demokratie.de/7573.
html). Im kommenden Jahr sind in Thü-
ringen Bürgermeister- und Landrats-
wahlen. Im Herbst wird sich der Lan-

desvorstand deshalb mit dem Thema 
Wahlen und Abwahlen befassen und der 
nächsten Mitgliederversammlung ein 
Papier vorlegen. Der Termin steht schon 
fest, bitte im Kalender vermerken: 
Samstag, 14. Januar 2012. Eine gute 
Möglichkeit, sich zu treffen. 

Niedersachsen

Vor dem niedersächsischen Staatsge-
richtshof in Bückeburg wurde am 1. Juli 
über die Zulässigkeit des Volksbegehrens 
„Für gute Schulen“ verhandelt. Die Initi-
atoren des Volksbegehrens hatten Klage 
gegen den Zulässigkeitsbescheid der 
Landesregierung vom Herbst 2010 einge-
reicht, weil diese dem Volksbegehren 
eine Änderung ihres Gesetzentwurfes 
auferlegen wollte. Bei der mündlichen 
Verhandlung Anfang Juli einigten sich 
beide Seiten nun auf einen Vergleich. Der 
Staatsgerichtshof setzte den Endpunkt 
des Volksbegehrens auf den 14. Januar 
2012 fest – damit bleiben noch einige 
weitere Monate Zeit zum Sammeln der 
noch fehlenden 360.000 Unterschriften. 
(Mittlerweile liegen rund 250.000 Unter-
schriften vor, für einen Erfolg sind knapp 
610.000 gültige Unterschriften nötig.) 
Die Unterschriftensammlung für Zulas-
sungsantrag und Volksbegehren läuft 
nun ohne Unterbrechung seit November 
2009 – sicher die bisher am längsten dau-
ernde Sammlung für ein Volksbegehren 
in Deutschland.

Brandenburg

Mitte Juni wurde Vorstandssprecher 
Michael Efler vom Landtag als Sach-
verständiger zur Reform der Landes-
verfassung und des Volksabstimmungs-
gesetzes angehört. Dabei hat der 
Landesverband über 1.000 Unterschrif-
ten für eine faire Volksgesetzgebung 
übergeben und mit einem sechs Meter 

langen REFORM-Schriftzug die Debat-
te auch symbolisch angeschoben. Die 
diskutierten Grünen-Gesetzentwürfe 
decken sich nahezu mit den Mehr De-
mokratie-Vorschlägen: Zulassung der 
freien Unterschriftensammlung, Locke-
rung des Finanzvorbehalts und Ab-
schaffung des Zustimmungsquorums. 
Doch die rot-rote Koalition konnte sich 
bisher nicht zur ernsthaften Erleichte-
rung von Volksbegehren durchringen. 
Die SPD blockiert die freie Unterschrif-
tensammlung und die Senkung der Hür-
den – wie es weitergeht, diskutiert jetzt 
der Koalitionsausschuss. 

Hessen 

Am 11. August nahmen Vertreter von 
Mehr Demokratie an einer Anhörung im 
Innenausschuss des Hessischen Land-
tags für ein Gesetz zur Änderung der 
Hessischen Gemeindeordnung teil und 
erhielten Gelegenheit, Vorstellungen und 
Wertungen vorzutragen. Der Gesetzent-
wurf von CDU und FDP enthält neben 
der Einschränkung von Bürgerbegehren 
zur Bauleitplanung auch einige Verbes-
serungen. Beispielsweise soll das Unter-
schriften-Quorum für Bürgerbegehren je 
nach Gemeindegröße gestaffelt werden. 
Bisher müssen einheitlich zehn Prozent 
der Wahlberechtigten unterschreiben. 
Diese zehn Prozent blieben für Gemein-
den mit unter 50.000 Einwohnern erhal-
ten. Bei Gemeinden mit 50.000 bis 
100.000 Einwohnern fielen jedoch nur 
noch fünf Prozent an, in Gemeinden mit 
über 100.000 Einwohnern drei Prozent. 
Auch eine Unterrichtungspflicht der Ge-
meinden gegenüber Initiatoren von Bür-
gerbegehren, begrüßt Mehr Demokratie 
sehr, da dies zu einer Senkung der Zahl 
unzulässiger Bürgerbegehren beitragen 
kann. Auch wird die Frist für kassatori-
sche Bürgerbegehren von sechs auf acht 

Ländertelegramm
Demokratie-Entwicklung in den Bundesländern

Wochen ausgedehnt. Inkonsequent ist 
es, dass nicht auch die Regelungen für 
das Zustimmungsquorum von 25 Pro-
zent beim Bürgerentscheid verändert 
werden. Mehr Demokratie schlug über 
den Gesetzentwurf hinaus gehende Än-
derungen vor, unter anderem, dass Bür-
gerbegehren und Bürgerentscheide auch 
in Landkreisen eingeführt werden und 
es einen Verzicht auf Begründung und 
Kostendeckungsvorschlag als Zulässig-
keitshürde beim Bürgerbegehren geben 
soll. Sonst besteht zu häufig die Gefahr 
von Unzulässigkeit und von unnötigen 
Gerichtsverfahren.

Nordrhein-Westfalen

Der Düsseldorfer Landtag führt im 
Herbst zwei Experten-Anhörungen zur 
Reform der Spielregeln für kommunale 
Bürgerbegehren und des Kommunal-
wahlrechts durch. Am 14. Oktober geht 
es um die Einführung von Kumulieren 
und Panaschieren. Die FDP hatte das 
Thema im Juni wieder auf die Tagesord-
nung des Parlaments gebracht. Um die 
Vereinfachung von Bürgerbegehren vor 
Ort dreht sich alles am 18. November. 
Anlass ist ein Gesetzentwurf der Lan-
desregierung, der in vielen Punkten den 
Forderungen von Mehr Demokratie ent-
gegen kommt. Die Anhörungen sind öf-
fentlich. In Sachen Demokratie bei Mehr 
Demokratie hat die Mitgliederversamm-
lung in NRW am 10. September be-
schlossen, bei zukünftigen Vorstands-
wahlen die Briefwahl zu ermöglichen. 
Damit können auch Mitglieder ihre 
Stimme abgeben, die bei der Versamm-
lung selbst nicht anwesend sein können, 
aber gerne mitentscheiden möchten. Die 
Briefwahlunterlagen werden automa-
tisch zusammen mit der Einladung zur 
Mitgliederversammlung verschickt. 
Gleichzeitig wurde die Amtszeit des 

Vorstandes von einem Jahr auf zwei Jah-
re verlängert, um mehr Kontinuität zu 
gewährleisten und bei Mitgliederver-
sammlungen mehr Zeit für inhaltliche 
Debatten zu haben. Info: www.nrw.
mehr-demokratie.de

Hamburg

Im Hamburger Landesverband von Mehr 
Demokratie hat sich der Arbeitskreis 
„Stärkung der Bezirke“ gebildet. Hier 
werden Vorschläge erarbeitet, wie das 
Hamburger Konstrukt der Einheitsge-
meinde in demokratischere Strukturen 
transformiert werden kann. In Hamburg 
sind die Bezirksversammlungen keine 
echten Kommunalparlamente, sondern 
nur Verwaltungsausschüsse. Sie sind 
dem Senat untergeordnet, der ihre Be-
schlüsse nicht berücksichtigen muss. 
Das gilt auch für Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheide. Ein weiterer Arbeits-
kreis beschäftigt sich mit dem Entwurf 
eines Transparenzgesetzes für Ham-
burg, um das bestehende Informations-
freiheitsgesetz zu ergänzen: Verträge 
der Stadt mit juristischen Personen müs-
sen nach den Vorstellungen von Mehr 
Demokratie grundsätzlich veröffentlicht 
werden. Innerhalb einer bestimmten 
Frist soll das Parlament ein Vetorecht ge-
gen den Vertrag haben. Außerdem müs-
sen öffentliche Informationen per Da-
tenschnittstelle im Internet verfügbar 
gemacht werden, und für die Bürger-
schaft wird ein Lobbyregister einge-
führt. Beide Gesetzentwürfe sind als 
Basis für Volksinitiativen gedacht. Der 
Landesverband Hamburg plant überdies 
eine Online-Petition als Pilotprojekt. 
Damit soll die Bürgerschaft – so heißt 
das Hamburger Landesparlament – mo-
tiviert werden, per Bundesratsinitiative 
den bundesweiten Volksentscheid zu 
fordern.

Bremen

In Bremen sollen direkte Demokratie 
und Bürgerbeteiligung weiter gestärkt 
werden. Mehr Demokratie begrüßt die 
Veränderungen, die sich Rot-Grün laut 
Koalitionsvertrag für die Wahlperiode 
2011-2015 vorgenommen hat: In der 
Landesverfassung soll verankert wer-
den, dass über die Veräußerung von  
wesentlichen Teilen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge ein Volksentscheid 
durchgeführt werden muss. Für Volks-
begehren und Bürgeranträge soll ge-
prüft werden, ob eine elektronische Un-
terzeichnung über das Internet unter 
Verwendung eines elektronischen Iden-
titätsnachweises erfolgen kann. Die Er-
fahrungen bei der Einführung der Eu-
ropäischen Bürgerinitiative sollen 
dabei genutzt werden. 
Die Hürden für den Bürgerantrag wer-
den gesenkt: Das Unterschriftenquo-
rum soll „auf deutlich unter 2 Prozent 
der Einwohner“ gesenkt werden (bis-
her: ca. 12.000 Unterschriften). 
Rot-Grün will sich im Bundesrat für die 
erstmalige Verankerung von bundes-
weiten Volksbegehren und Volksent-
scheiden einsetzen.
Bürgerbeteiligung soll als Planungs-
grundsatz gelten. Bei allen Planungs-
vorhaben soll regelmäßig und verbind-
lich geprüft werden, ob und ggf. in 
welcher Form eine Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger an den jeweiligen 
Planungen stattfinden kann. 
In Bremerhaven gibt es jetzt die Mög-
lichkeit, die im Februar gescheiterte 
Reform von Bürgerbegehren und Bür-
ger-entscheid erneut anzugehen. An-
ders als im Februar gibt es dafür nun 
eine Mehrheit in der Stadtverordneten-
versammlung.
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Diese Kombination bewegt! Im Juni 2011 ist das Bündnis „Un-
ser Hamburg – unser Netz“ mit der Forderung nach der vollstän-
digen Übernahme der Hamburger Energienetze in die Öffentli-
che Hand zum Volksbegehren angetreten. Hunderte Menschen 
haben mit ihrem überwältigenden Einsatz in nur drei Wochen 
116.197 Unterschriften gesammelt. Sie haben diese Etappe ge-
wonnen – der Volksentscheid kommt.

Die Menschen wollen selbst über eine klimaverantwortliche und 
sozial gerechte Zukunft der Hamburger Energieversorgung ent-
scheiden. Die Verteilnetze für Strom, Gas und Fernwärme sind 
dabei ein wichtiger Baustein für eine effiziente dezentrale Ener-
gieversorgung aus perspektivisch 100 Prozent erneuerbaren 
Energien. Außerdem können sie der Grundstein für starke Ham-
burger Stadtwerke sein. 

Jetzt gehören die Netze noch den Kohle- und Atomkonzernen 
Vattenfall und E.on. Eine Energieversorgung mit vielen Produ-
zenten und einem starken Fokus auf das Energiesparen wider-
spricht allerdings ihrem Gewinnkonzept. Eine faire und ökolo-
gische Energiewende braucht jedoch viel Veränderungswillen, 
eine sorgfältige Abwägung und Gestaltung der Investitionen, 
der Wirtschaftlichkeit und der sozialen Tragfähigkeit. Deshalb 
müssen die Energienetze demokratisch kontrolliert und gemein-
wohlorientiert betrieben werden. Die Hamburger Landesregie-
rung kann dies mit der Vergabe der Konzession für den Netzbe-
trieb zu 2015 an ein öffentliches Unternehmen souverän ent- 
scheiden. Diese Chance bietet sich in der Regel nur alle 20 Jahre. 

Doch der allein regierende Hamburger SPD-Senat und allen vo-
ran Bürgermeister Olaf Scholz suchen statt dessen den Schulter-
schluss mit Vattenfall und E.on. Sie streben lediglich eine Min-
derheitsbeteiligung an den Netzsparten der Energiekonzerne an. 
Damit hätte die Stadt keinen entscheidenden Gestaltungsspiel-
raum und immer noch könnten die Konzerninteressen den Wil-
len der Bevölkerung stoppen. Der Status-Quo im Machtgefüge 
auf dem Energiemarkt bliebe erhalten, für eine ökologische und 
faire Energiewende wäre nichts gewonnen. 

Mit derartigen Schulterschlüssen zwischen Landesregierung 
und speziell Vattenfall haben die Hamburger schlechte Erfah-
rungen gemacht. Die CDU-Regierung hat den Bau des Vatten-
fall-Kohlekraftwerks in Hamburg Moorburg gegen den Willen 
der Bevölkerung und entgegen klimapolitischer Vernunft auf 

den Weg gebracht. Seit Jahren streiten Initiativen in Hamburg 
gegen das Kohlekraftwerk und die bei diesem Kraftwerk klima-
schädliche Auskoppelung von Fernwärme. Dieser lange, sehr 
präsente Streit ist sicherlich ein Grund für die starke Unterstüt-
zung des Volksbegehrens und für den Wunsch nach Mitbestim-
mung in der Energiepolitik.

Nach dem gewonnenen Volksbegehren kommt nun die Phase, in 
der sich die Hamburger Bürgerschaft entscheiden soll, ob sie das 
Begehren annimmt oder nicht. Aus demokratischer Sicht ist jetzt 
geboten, die Machbarkeit ernsthaft zu prüfen, sich mit den Initi-
atoren auseinander zu setzen und eine besondere Transparenz 
rund ums Thema zu wahren. Doch das sieht die Hamburger 
SPD-Regierung anscheinend anders. Es gibt keine Absicht eine 
vollständige Netzübernahme sachlich zu prüfen, Modelle für 
eine Finanzierung oder ein Konstrukt für ein städtisches Unter-
nehmen zu entwickeln.

Im Gegenteil. Anstatt mit den Initiatoren, führen Vertreter des 
Senats Geheimverhandlungen mit Vattenfall und E.on. Über die 
Inhalte der Gespräche wird geschwiegen. Es sieht so aus, als 
wenn jetzt schon ein Gesamtdeal um die zukünftige Hamburger 
Energieversorgung inklusive einer Beteiligung der Stadt an den 
Netzen vereinbart wird. Damit droht Bürgermeister Scholz seine 
Zusage, keine Fakten zu schaffen, die einen Volksentscheid ins 
Leere laufen lassen, zu unterwandern. 
 
Das Ringen um die Energienetze in Hamburg zeigt nicht nur, 
dass Volksabstimmungen wichtig sind, um den Willen der Bür-
gerinnen und Bürger gegen eine starke Lobby durchzusetzen. 
Auch innerhalb eines städtischen Unternehmens braucht es di-
rekte demokratische Kontrolle durch Transparenz und Mitbe-
stimmung, damit das Gemeinwohl vor Partei- und Lobbyinter-
essen geschützt ist. 

Die Energiewende ist eine der größten technischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte. 
Sie ist auch eine Chance, die Macht der vier großen Energiekon-
zerne aufzubrechen und regionale Wirtschaftskreisläufe zu stär-
ken. Auf kommunaler Ebene mit demokratischer Kontrolle und 
Gemeinwohlverpflichtung, ohne Profitzwang, haben wir gute 
Voraussetzungen, sie zu meistern.!

Wiebke Hansen ist Referentin und Kampagnenleitung der Initiative 

„Unser Hamburg – unser Netz“.

Text Wiebke Hansen, Unser Hamburg – unser Netz Bild Jürgen Mumme

Energiewende 
und Demokratie
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Volksabstimmung über die Volksabstimmung

Wie auch immer die Abstimmung ausgeht, gibt es dank vielfälti-
ger Aktivitäten schon jetzt einen Gewinner: Mehr Demokratie – 
nicht nur durch kräftigen Mitgliederzuwachs, sondern auch für 
unser Anliegen. Am Beispiel des Zustimmungsquorums dringt 
die Reformbedürftigkeit der geradezu zynisch unpraktikablen 
Abstimmungsregeln allmählich ins öffentliche Bewusstsein. Weil 
sich für die im Koalitionsvertrag angekündigte Verfassungsände-
rung im Landtag keine Zwei-Drittel-Mehrheit finden wird, bleibt 
nur der Weg der „Volksabstimmung über die Volksabstimmung“ 
(Art. 60 Abs. 3 LV). Angesichts des dafür geltenden 50 Prozent-
Zustimmungsquorums wäre dies ein Riesenprojekt für den Tag 
der Bundestagswahl 2013. Bereits die vorausgehende breite öf-
fentliche Diskussion über die Fortschreibung der demokratischen 
Spielregeln wäre für Baden-Württemberg wie ein neuer Gesell-
schaftsvertrag und würde das Wort von Joseph Beuys bestätigen: 
„Die Mysterien finden im Hauptbahnhof statt.“.

Roland Geitmann war von 1983 bis 2006 Professor für Öffentliche Recht an 

der Hochschule Kehl und ist Mitglied im Kuratorium für Mehr Demokratie.

BUNDESLÄNDER

Im Konflikt um den seit Jahrzehnten geplanten und mittlerweile 
begonnenen Bau eines unterirdischen Durchgangsbahnhofs Stutt-
gart samt Anbindung des Flughafens hat sich in Baden-Württem-
berg ein bedenklicher Demokratiestau offenbart. Der beharrliche, 
sachkundige und überaus phantasievolle Protest hat Bewusst-
seinslage und politische Kultur im Lande bereits spürbar verän-
dert. Nach dramatischer Zuspitzung am 30. September 2010 mit 
Wasserwerfern und Verletzten brach sich die fällige Entwicklung 
Bahn zunächst im Schlichtungsversuch Heiner Geißlers und dann 
im März 2011 durch Abwahl der CDU/FDP-Regierung. 

Bedingungen

Die neue grün-rote Regierungskoalition vereinbarte, ihren (auch 
SPD-internen) Dissens bei diesem Bahnprojekt durch Volksab-
stimmung zu lösen. Diesen Weg, den SPD und Grüne schon vor 
Jahresfrist der damaligen Regierung nahe legten, hat Mehr De-
mokratie begrüßt, allerdings auch mit Bedingungen versehen: 
Es müsste zuvor Verständigung mit der Bahn über etwaige 
Schadensersatzforderungen erzielt werden; Machbarkeit, Wir-
kungen und Kosten der Alternativlösung K 21 mit saniertem 
Kopfbahnhof müssten annähernd geklärt sein, und das Mehr-
heitsvotum der Abstimmenden müsste den Ausschlag geben, 
zumal Grüne und SPD seit langem die Streichung des Zustim-
mungsquorums (ein Drittel aller Wahlberechtigten) fordern. Im 
Gegensatz dazu klaffen über Ausstiegsfolgen und Alternativlö-
sung die Angaben von Bahn und S 21-Gegnern bis heute weit 
auseinander.

Zustimmungsquorum

Eine Selbstbindungserklärung, ein Mehrheitsvotum für den Aus-
stieg nötigenfalls durch erneute Einbringung des Kündigungsge-
setzes und Beschluss im Landtag zu akzeptieren, scheitert bislang 
an der SPD-Führung. Nachdem Meinungsumfragen eine Abstim-
mungsmehrheit gegen den Ausstieg erwarten lassen, ist diese Stur-
heit vollends unverständlich. Denn sie demotiviert sowohl S 
21-Gegner, von denen manche wegen des unfairen Quorums zum 
Boykott neigen, als auch Projekt-Befürworter, die sich auf das 

Scheitern am Quorum verlas-
sen und deshalb der Abstim-
mung fernbleiben werden. Die 
entsprechend niedrige Beteili-
gung gefährdet den erhofften 
Legitimationsgewinn und Be-
friedungseffekte.

Falsche Ebene

Gewichtig ist der Einwand, 
dass eine Volksabstimmung 
im Bundesland für dieses pri-
mär städtebauliche Projekt 
die falsche Ebene sei und die 
Mehrheit der Bürgerinnen 
und Bürger Baden-Württem-
bergs, abgesehen von der 
Mitfinanzierung, davon gar 
nicht berührt werde. Die Möglichkeit eines Bürgerentscheids in 
Stuttgart wurde leider schon vor vielen Jahren verpasst und hätte 
bis 2005 einer entsprechenden Hauptsatzungsregelung bedurft. 
Die von Mehr Demokratie in jenem Jahr erreichte Gesetzesre-
form schien durch Streichung des Positivkatalogs eine Tür zu 
öffnen. Doch das im Herbst 2007 mit 67.000 Unterschriften ein-
gereichte Bürgerbegehren wurde vom Verwaltungsgericht unter 
Hinweis auf bindende Verträge aus den Jahren 1995 und 2001 
als unzulässig eingestuft. Ein zweites Bürgerbegehren stützt 
sich auf das Gutachten des MD-Kuratorium-Mitglieds Hans 
Meyer, der die für S 21 vereinbarte Mischfinanzierung durch 
Bund, DB, Land, Region und Stadt für verfassungswidrig (Art. 
104 a GG) und alle Verträge deshalb für nichtig hält. Eine Ge-
richtsentscheidung hierzu steht noch aus.

Wegen der regionalen Auswirkungen und Mitfinanzierung 
durch die Region Stuttgart wäre auf dieser Ebene ein Bürgerent-
scheid am sinnvollsten gewesen, nach bisheriger Gesetzeslage 
aber leider unmöglich. Umso wichtiger wäre es, nach einer 

Text Roland Geitmann, Kuratorium Mehr Demokratie Bild Petra Weiberg

Stuttgart 21 
Energie für 
mehr Demokratie
Anlauf zur Volksabstimmung mit vielen Fragezeichen  

und einem heimlichen Gewinner

Volksabstimmung bei eventuell erneuter Entscheidung im Land-
tag neben dem Stimmenverhältnis im Lande auch das in der Re-
gion gesondert zu würdigen. 

Zweifel am Kündigungsrecht

Schon im Vorjahr hatte die damalige Regierung Rechtsgutach-
ten eingeholt, die ihr wunschgemäß bestätigten, dass eine Volks-
abstimmung über den Ausstieg aus der Mitfinanzierung aus di-
versen Gründen unzulässig sei und eine Kündigungsmöglichkeit 
nicht bestehe. Überzeugender ist allerdings das von Georg Her-
mes und Joachim Wieland erstellte Gegengutachten, das zu 
Recht einen Verstoß der Volksabstimmung gegen den (in Baden-
Württemberg eng formulierten) Ausschlusstatbestand „Staats-
haushaltsgesetz“ verneint und dem Land die Möglichkeit zu-
spricht, seine Kündigung auf den „Wegfall der Geschäfts- 
grundlage“ zu stützen: Durch einen gesetzlichen Kündigungs-
auftrag, wie nunmehr zur Abstimmung vorgelegt, könne der 
vereinbarten Mitfinanzierung die demokratische Legitimation 
entzogen werden. 
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EUROPA

Text Alexander Strümpel, Mehr Demokratie Bild Wikipedia, Andras Tille

Islands Facebook-Verfassung

Islands Verfassung ist seit langem dringend reformbedürftig. Da 
schon viele parlamentarische Bestrebungen an diesem Ziel 
scheiterten, wartete die im April gewählte sozialdemokratische 
Ministerpräsidentin Jóhanna Sigurðardóttir mit einer neuen Idee 
auf: Eine vom Volk gewählte Kommission mit 25 Mitgliedern 
soll zum Erfolg führen. Für den „Verfassungsrat“ kandidierten 
525 Personen. Nicht zur Wahl stellen durften sich amtierende 
Politiker.  

Die durchgeführte Wahl erklärte der Oberste Gerichtshof auf 
Grund von technischen Unstimmigkeiten jedoch für unzulässig. 
Um dennoch an der Legitimität der Volkswahl festzuhalten, er-
nannte kurzerhand das Parlament die gewählten Vertreter. Die 
25 Isländerinnen und Isländer entstammen unterschiedlichen 
sozialen Schichten und die Palette reicht vom Farmer über den 
Mathematiker bis zur Philosophiedozentin. Eine sehr heteroge-
ne Gruppe, die dennoch nur im Konsens Entscheidungen trifft 
und treffen will.

Für die Erarbeitung einer neuen Verfassung hat der Verfas-
sungsrat vom Parlament vier Monate Zeit bekommen. Dabei ste-
hen vormals erarbeitete Entwürfe zur Verfügung und es wird 
versucht, die gesamte isländische Bevölkerung mit einzubezie-
hen. Dies geschieht vor allem über das soziale Netzwerk Face-
book, aber auch über andere Kanäle wie einen eigenen Youtube-
Channel, Twitter und Flickr. Ungefähr 300 Isländer im Alter 
zwischen 16 und 78 Jahren beteiligten sich online. Dem An-
schein nach ist die qualitative Teilhabe ausgesprochen hochwer-
tig, von 1700 Beiträgen wurden 300 in die neue Verfassung ein-
gearbeitet. Neben der Möglichkeit eigene Beiträge zu erstellen, 
gab es Live-Streams der wöchentlichen Sitzungen des Verfas-
sungsrates und immer wieder Einladungen zu gemeinsamen Ge-
sprächen mit den 25 Mitgliedern.

Nachdem die vom Parlament beschlossene Frist Ende Juli ver-
strichen ist, steht die Abstimmung des Parlamentes an. Für die 
Zukunft besteht jedoch die Gefahr, dass die Reformen nach ei-
nem erneuten politischen Wechsel wieder verworfen werden. 

Um diesem Problem zu begegnen, ist ein Referendum, aller-
dings ohne Bindungswirkung, beabsichtigt. Trotzdem hofft die 
Initiative, dass der dabei zum Ausdruck gebrachte Bürgerwillen 
das Parlament an seine Pflicht der Volksvertretung erinnert und 
dieses auch zukünftig an den Reformbestrebungen festhält.

Im Zusammenhang mit der Verfassungsreform Islands wird die-
se in den Medien immer wieder als Facebook-Verfassung oder 
sogenanntes „Verfassungs-Crowdsourcing“ bezeichnet. Die 
Verwendung dieser Begriffe ist tendenziell irreführend und er-
weckt den Eindruck weitreichender direktdemokratischer Betei-
ligungsmöglichkeiten an der Ausgestaltung der neuen Verfas-
sung. Die Möglichkeiten von Teilhabe und Teilnahme wurden 
geschildert und zeigen, dass sich alle Isländer beteiligen können. 
Die eigentliche Arbeit leistet allerdings der Verfassungsrat und 
nicht das Volk. Der Tätigkeitsschwerpunkt liegt folglich bei den 
25 „gewählten“ Volksvertretern und nicht in der Online-Sphäre.

Obwohl die Berichterstattung über eine „Facebook-Verfassung“ 
nicht ganz der Realität entspricht, hat die neue Form von Partizi-
pation ein hohes Potential und stellt eine absolute Neuheit dar.
Fraglich ist, ob man eine Verfassung überhaupt in Gänze online 
erarbeiten kann. Eine Möglichkeit wäre eine Art Forum im Stil 
von Wikipedia, bei dem jeder in gleicher Weise mitgestalten 
kann, allerdings erscheint hierbei eine staatliche oder anderwei-
tig durch das Volk legitimierte Administration unabdingbar. 
Zum einen auf Grund der Tragweite eines solchen Unterfangens 
und zum anderen, um Missbrauch und Vandalismus zu verhin-
dern, wie es bisweilen bei Wikipedia vorkommt.

Letztendlich bleibt zu hoffen, dass der Verfassungsrat mit seinen 
Reformen Erfolg hat. Es wäre ein Paradebeispiel für das Zusam-
menspiel von Volk und Politik, das beispielsweise im Rahmen 
des „arabischen Frühlings“ Möglichkeiten bieten könnte, die 
Demokratisierungsprozesse zu fördern und zu unterstützen.

Ein einzigartiges Demokratieexperiment?

Bekannt ist Island besonders für seine eindrucksvolle 

Natur. Doch auch in Sachen Technik hat der Staat im 

hohen Norden einiges zu bieten: Zum ersten Mal in 

Europa wurden Bürger über Facebook und andere neue 

Medien an der Ausarbeitung einer neuen Verfassung 

beteiligt. Aber ist diese Idee wirklich so spektakulär wie 

die Lanschaft Islands?
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WAHLRECHTEUROPA

Im April 2012 tritt die Europäische Bürgerinitiative in Kraft

Text Carsten Berg, Democracy International

Der Countdown läuft 

reichs. Damit wäre die freie Online-Nutzung dieses neuen de-
mokratischen Instruments finanzschwachen Initiativen a priori 
verwehrt geblieben. Glücklicherweise ist es Mehr Demokratie 
und weiteren zivilgesellschaftlichen Gruppen gelungen, die Ver-
antwortlichen des BMI davon zu überzeugen, diese Idee fallen 
zu lassen und eine kostenlose Zertifizierung der Online-Sam-
melsysteme, so wie in anderen Ländern auch, zu garantieren. 
Zudem stellt die EU-Kommission ab dem 1. Januar 2012 eine 
kostenfreie Open-Source-Software zur Verfügung, die mit allen 
sicherheitsrelevanten Funktionen ausgestattet ist, die für Online-
Sammelsysteme notwendig sind. 

Auch in Bezug auf den zweiten Punkt, die Unterschriftenprü-
fung, ist es gelungen, übermäßig restriktive Regelungen aufzu-
weichen. Eine Unterstützungsbekundung ist nicht mehr automa-
tisch ungültig, sobald nur eine Detailangabe unleserlich oder 
unvollständig ist. Vielmehr wird nach den neuen Bestimmungen 
eine Unterschrift gültig sein, sofern ein Unterstützer anhand der 
angegebenen Daten zweifelsfrei identifiziert werden kann. Eine 
EBI wird also nicht mehr an kleinen Formfehlern beim Unter-
schreiben scheitern.

Nachdem es bereits zu Beginn des Jahres gelungen ist, die Bun-
desregierung von der abstrusen Idee abzubringen, dass sich je-
der Unterschreiber einer EBI per Personalausweisnummer iden-
tifizieren muss (in 18 Mitgliedstaaten ist dies immer noch 
erforderlich), sind zumindest in Deutschland nun die größten 
Steine aus dem Weg geräumt worden. In sechs Monaten ist es 
soweit, ab April 2012 können eine Million Unionsbürgerinnen 
und Unionsbürger die Kommission auffordern, sich mit dem 
Anliegen einer Initiative zu befassen und geeignete Rechtset-
zungsvorschläge vorzulegen. Es wird höchst spannend; gleich-
zeitig ist klar, dass weitere Demokratisierungsschritte auf euro-
päischer Ebene folgen müssen! 

Carsten Berg ist Mitbegründer von Democracy International und 

Koordinator der EBI-Kampagne.

Immer mehr Menschen in Europa bereiten derzeit die ersten Eu-
ropäischen Bürgerinitiativen (EBI) zu den unterschiedlichsten 
Themen vor, etwa für mehr Tierschutz, gegen die Privatisierung 
von Wassersystemen oder für eine energiepolitische Wende. 
Gleichzeitig müssen die gesetzlichen und praktischen Grundla-
gen für die EBI in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten geschaffen 
werden, so auch in Deutschland. Seit dem Sommer bereitet die 
Bundesregierung den Entwurf eines Gesetzes zur Durchfüh-
rung der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 16. Februar 2011 über die EBI vor, damit dieses neue 
Beteiligungsinstrument ab April 2012 anwendbar wird. 

Im Wesentlichen obliegen den Nationalstaaten im Gesamtpro-
zess einer EBI zwei zentrale Aufgaben: Erstens das Zertifizieren 
von Online-Sammelsystemen und zweitens das Prüfen der ge-
sammelten Unterschriften. Was genau hat es damit auf sich? 
Erstmals auf der Welt wird es durch die EBI im Rahmen eines 
Initiativrechtes möglich sein, Unterschriften bzw. Unterstüt-
zungsbekundungen nicht nur in Papierform, sondern auch per 
elektronischer Signatur und mit Hilfe sogenannter Online-Sam-
melsysteme zu sammeln.

Alle EBI-Organisatoren, die von einem Online-Sammelsystem 
Gebrauch machen wollen, dessen Server von Deutschland aus 
betrieben wird, müssen dieses jeweils vom Bundesamt für die 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zertifizieren lassen. 
Dementsprechend muss ein Online-Sammelsystem den techni-
schen und sicherheitsrelevanten Anforderungen der europäi-
schen Verordnung entsprechen, um ein möglichst hohes Maß an 
Schutz vor Missbrauch zu garantieren. Nach seinen ersten Ent-
würfen wollte das Bundesministeriums des Inneren (BMI) die 
Kosten zur Zertifizierung von Online-Sammelsystemen voll-
ständig auf die EBI-Organisatoren abwälzen. Engagierte Bürge-
rinnen und Bürger sollten für die Ausübung ihrer demokrati-
schen Rechte bis zu 50.000 Euro pro Zertifizierung zahlen, so 
die Schätzungen der Innenministerien Deutschlands und Öster-

Sind 20 Stimmen zu viel? 

Was sagt Ihre Studie: War das kompliziertere Wahlrecht der 

Grund für die geringe Wahlbeteiligung?

Zwar empfindet über die Hälfte der Nichtwähler das neue Wahl
recht als zu kompliziert, aber für knapp drei Viertel von ihnen 
war das neue Wahlrecht kein Grund für die Nichtteilnahme an 
der Wahl. Etwa 85 Prozent der Nichtwähler nannten als Antwort 
auf die Frage, was sich ändern müsste, die Parteien und ihre Kan
didaten. Sinkende Wahlbeteiligungen und zunehmende Politik
verdrossenheit gehen nicht in erster Linie auf das Wahlrecht zu
rück.

Wir haben es bei der sinkenden Wahlbeteiligung mit einem Phä
nomen zu tun, das – von wenigen Ausnahmen abgesehen – bei 
fast allen Wahlen in der Bundesrepublik in den letzten drei Jahr
zehnten zu beobachten ist.

Welche Ergebnisse der Studie haben Sie schließlich am meisten 

überrascht?

Da es viele Wahlbefragungen, aber nur wenige Befragungen von 
Nichtwählern gibt, waren für mich die letztgenannten Befunde 
besonders interessant. Und dass nach der intensiven Debatte über 
das Wahlrecht auch die Nichtwähler das neue Wahlrecht mehr
heitlich vorziehen, überrascht ebenso, wie der geringe Kenntnis
stand der Wähler über die Kandidaten. Dagegen hat mich über
haupt nicht überrascht, dass Unwissenheit und Wahlverzicht in 
den sozial schwächeren Stadtteilen erheblich höher sind als in den 
besser situierten Wohngegenden.

Das Interview führte Anna Lena Bärthel. Die Erstpublikation erfolgte im 

September 2011 im Online-Newsletter der Universität Hamburg.

Die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Hamburg konnten bei der 

Bürgerschaftswahl im Februar insgesamt 20 Kreuze machen. 

Fühlten sich die Wählerinnen und Wähler damit überfordert?

Nein, das kann man so nicht sagen. Der in unseren Fragebogen 
integrierte Wissenstest hat ergeben, dass rund 95 Prozent der 
Wähler und Wählerinnen mit der Anzahl der zu vergebenden 
Stimmen und mit den grundsätzlichen Möglichkeiten des Kumu
lierens (Anhäufens) und Panaschierens (Aufteilens) vertraut wa-
ren. Bei der Bevölkerung ist das neue Wahlrecht offensichtlich 
angekommen.

Das gilt im Übrigen auch für die Nichtwähler, auch wenn bei ih-
nen der Wissensstand erwartungsgemäß niedriger ausfiel. Vier 
Fünftel von ihnen wussten, dass Stimmen angehäuft und verteilt 
werden können, aber nur knapp die Hälfte konnte auf Anhieb die 
richtige Anzahl der zur Verfügung stehenden Stimmen nennen.

Kannten sich die Wähler denn tatsächlich mit all den Kandidaten 

aus, denen sie ihre Stimme geben konnten?

Nein, und das ist sicher eine der Überraschungen der Studie. Die 
Wähler kannten sich mit dem Wahlrecht gut aus, aber die Kandi
daten auf den Wahlzetteln kannten sie kaum. Mehr als ein Viertel 
aller Wähler kannte nicht einen einzigen Kandidaten auf der 
Wahlkreisliste. Und bei den Nichtwählern waren die Wissenslü
cken in Bezug auf die Kandidaten noch größer.

Knapp 40 Prozent der Nichtwähler kannten nicht einmal Olaf Sc
holz oder Christoph Ahlhaus, die beiden Spitzenkandidaten der 
zwei großen Parteien. Hamburg gehört mit seinem stärker perso
nalisierten Wahlrecht zu den Vorreitern in Sachen Bürgerbeteili
gung in Deutschland, aber bei der Umsetzung der darin enthalte
nen Möglichkeiten ist ganz sicher „noch Luft nach oben“.

Das neue Hamburger Wahlrecht ist im Vorfeld oft kriti

siert worden. Es sei zu kompliziert und würde die Wäh

lerinnen und Wähler überfordern, hieß es. Die niedrige 

Wahlbeteiligung schien den Kritikern recht zu geben. 

Wie die Hamburger aber tatsächlich zu den neuen Ab

stimmmöglichkeiten stehen, hat Prof. Dr. Cord Jakobeit 

mit seinem Team vom Institut für Politische Wissen

schaft der Universität Hamburg untersucht. 
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Wahlrecht

Text Tim Weber, Mehr Demokratie

Wiedersehen in Karlsruhe

„Dann sehen wir uns in Karlsruhe wieder.“
So formulierte es forsch Hans Meyer, Staatsrechtler, bei der An-
hörung über das Wahlrecht zum Bundestag. Und er wird wohl 
Recht behalten. Denn die Koalition will an ihrem Entwurf fest-
halten. Und die Opposition ist nicht gewillt, das hinzunehmen.

Im Juli 2008 hatte das Bundesverfassungsgericht aufgrund einer 
Beschwerde von Wilko Zicht und Martin Fehndrich (wahlrecht.
de) das Wahlrecht zum Bundestag für verfassungswidrig er-
klärt. Grund für diese Entscheidung ist das negative Stimmge-
wicht. Es führt dazu, dass Wählerinnen und Wähler ihrer Partei 
schaden können, wenn sie sie wählen.

Das Bundesverfassungsgericht entschied, dies verletze die Prin-
zipien der Stimmengleichheit und der Unmittelbarkeit der Wahl. 
Wählerinnen und Wähler könnten sich vor der Wahl nicht sicher 
sein, welche Wirkung ihre Stimmabgabe erziele. Bis zum 30. 
Juni 2011 gab das Gericht dem Gesetzgeber Zeit, das Wahlrecht 
zu überarbeiten. Der Bundestag ließ diese Frist verstreichen und 
möchte bis Ende des Jahres ein neues Wahlrecht verabschieden.

Ein Streitpunkt sind die Überhangmandate. Wenn der Gesetzge-
ber diese abschaffen würde, würde er en passant auch das nega-
tive Stimmgewicht beseitigen. In einer knappen Entscheidung 
hatte das Bundesverfassungsgericht 1997 Überhangmandate für 
zulässig erklärt. Allerdings wurde hervorgehoben, dass sich de-
ren Zahl in Grenzen halten müsse. Das Gericht hatte etwas vage 
formuliert, die Grenze könne bei fünf Prozent bezogen auf die 
Gesamtzahl der Mandate gezogen werden. 2009 gab es 24 Über-
hangmandate, was gut vier Prozent entspricht.

Die Koalition hat nun einen Gesetzentwurf vorgelegt, der an den 
Überhangmandaten festhält. 
Nach diesem Gesetzentwurf wird das negative Stimmgewicht 
weiterhin auftreten. Bei der letzten Bundestagwahl hätten z. B. 
12.000 Stimmen weniger für Die Linke in Bayern zu einem zu-
sätzlichen Sitz für Die Linke in NRW geführt. Dieses Phänomen 

kann nach dem neuen Entwurf sogar unabhängig von Überhang-
mandaten auftreten. Die Koalition räumt dies auch ein, ist aber 
der Ansicht, das Problem des negativen Stimmgewichts trete so 
selten auf, dass es verfassungsrechtlich vertretbar sei.

Die jetzt vorgelegten Gesetzentwürfe zur Wahlrechtsreform 
sind Schönheitsreparaturen. Sie drehen sich um die mathemati-
sche Frage, wie viel negatives Stimmgewicht denn in Zukunft 
noch auftrete und die verfassungsrechtliche Frage, ob dies zuläs-
sig sei. Um das Wahlrecht langfristig fair und durchschaubar 
auszugestalten, wird sich aber eine Generalüberholung nicht 
vermeiden lassen.

Da eine politische Einigung unwahrscheinlich ist, wird man sich 
wohl in Karlsruhe wiedersehen.

Der Gesetzentwurf von CDU/FDP

In einem ersten Schritt will die Koalition die 598 
Mandate des Bundestages auf die Länder abhängig 
von der Wahlbeteiligung verteilen (Oberverteilung). In 
einem zweiten Schritt werden die den Ländern 
zugeteilten Mandate auf die Parteien abhängig von 
ihrem Zweistimmenergebnis verteilt. Die von einer 
Partei erzielten Direktmandate werden von den 
Listenplätzen abgezogen. Liegen mehr Direkt- als 
Listenmandate vor, erhält die Partei Überhangmanda-
te. Als letzten Schritt will die Koalition, wahrscheinlich 
ein Zugeständnis an die FDP, die positiven Reste in 
den einzelnen Ländern addieren und weitere Rest-
mandate an die Parteien verteilen. Wenn eine Partei Y 
z. B. in Bremen 40.000 Stimmen und in NRW 30.000 
bekommt, die in diesem Land nicht zu einem Mandat 
führen, würde diese Partei einen weiteren Sitz 
erhalten, da etwa 70.000 Stimmen für einen Sitz im 
Bundestag nötig sind. Auch die Fünf-Prozent-Klausel 
soll bundesweit angewendet werden.

WAHLRECHT

Negatives Stimmgewicht. Was ist das?

Das Negative Stimmgewicht hängt mit der Sitzzuteilung und den Überhangmandaten zusammen. 
Bei einer Bundestagswahl wird im ersten Schritt berechnet (Oberverteilung), welche Partei wie 
viele Sitze erhält. Wenn Partei X z.B. 30 Prozent der Zweitstimmen erzielt, erhält sie auch 30 
Prozent der Sitze, das sind gut 180 Sitze. In einem zweiten Schritt (Unterverteilung) werden dann 
die 180 Sitze auf die Landeslisten der Partei verteilt. Wenn Partei X z.B. in NRW ein gutes Ergebnis 
erzielt hat, ziehen mehr Abgeordnete aus NRW in den Bundestag ein. Bevor die Landesliste einer 
Partei zum Zuge kommt, werden die von der Partei erzielten Direktmandate abgezogen. Wenn eine 
Partei in einem Bundesland mehr Direktmandate bekommt als ihr Listenplätze zustehen, erhält sie 
ein Überhangmandat. Nehmen wir nun an, Partei X gewinnt in Brandenburg fünf Direktmandate. 
Dann ist es für Partei X unerheblich, ob ihr nach ihrem Zweitstimmenanteil vier oder fünf Mandate 
zustehen. Denn die fünf Direktmandate sind ihr sicher. Nun kann es aber sein, dass z. B. 40.000 
Stimmen weniger in Brandenburg für Partei X dazu führen, dass Partei X in NRW ein Mandat in der 
Unterverteilung hinzugewinnt. Von den ihr zustehenden 180 Sitzen würden dann 40 statt 39 aus 
NRW und aufgrund der Direktmandate immer noch fünf aus Brandenburg kommen. In Branden-
burg haben also 40.000 Wähler der Partei X geschadet, weil sie sie gewählt haben. Ihre Stimme 
hat ein negatives Gewicht. Bild: Wikipedia (Evilboy)

Mehr Demokratie bereitet momentan eine Verfassungsbeschwerde  

für den Fall vor, dass die Koalition ihren Gesetzentwurf durchbringt. Dabei ist der 

Verein auf der Suche nach möglichst vielen Mitklägerinnen und -klägern.  

Bei Interesse nehmen Sie bitte mit Michael Efler (030-420 823 70,  

michael.efler@mehr-demokratie.de) Kontakt auf.
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Vertrauen in sich 
und die anderen

Wenn wir nach dem Unterschied zwi-
schen repräsentativer und direkter De-
mokratie fragen, so ist es wie bei Zu-
schauerInnen und SpielerInnen bei einem 
Fussballmatch. Während in der repräsen-
tativen Demokratie die Bürger und Bür-
gerinnen nach den Wahlen nur noch zu-
schauen, spielen sie in der direkten 
Demokratie während der ganzen Legis-
latur aktiv mit und können auf Fouls un-
vermittelt reagieren, aber auch schöne 
Vorlagen für einen Torschuss geben. 
Beim Foul sammeln sie auf der Strasse 
Unterschriften und verlangen, dass eine 
Vorlage des Parlaments oder der Regie-
rung vors Volk kommt und das Volk ent-
scheidet, was es will. Mit einer Initiative 
machen Bürgerinnen und Bürger kon-
krete Vorschläge für neue Gesetze oder 
Projekte, stellen diese der Politik zur 
Diskussion und den anderen Stimmen-
den zur Abstimmung vor. Zu beachten ist 
hier, dass nicht die Politiker und Politike-
rinnen entscheiden, ob das Volk abstimmt 
oder nicht, auf die Vorlagen gibt immer 
das Volk die Antwort.

Debatten und aktive Teilhabe

Im Gegensatz zur repräsentativen Demo-
kratie, in der die Regierung oder das Par-
lament beschliessen, dass sie in einem 
Plebiszit das Volk einmal um ihre Mei-
nung fragen könnten, lebt die direkte De-
mokratie von der institutionalisierten 
Mitbestimmung der Bürgerinnen und 
Bürger. Die politischen Projekte werden 
in der Öffentlichkeit diskutiert und Ent-
scheidungen von Parlament und Regie-
rung kritisch hinterfragt. Die Repräsen-

tantinnen und Repräsentanten erhalten 
so die Gelegenheit, sich mit den Men-
schen zu beraten, ihre Gründe für ihr 
Handeln konkret darzulegen, ihre Lö-
sungen zu präsentieren und aktiv mit den 
Menschen zu debattieren. Diese ihrer-
seits übernehmen Verantwortung, disku-
tieren mit, bringen ihre Vorschläge ein 
und entwickeln zusammen mit Politike-
rinnen und Politikern eigene Projekte. So 
haben sie auch zwischen den Wahlen die 
Möglichkeit zu handeln und aktiv zu 
sein, was letztlich den souveränen und 
freien Menschen erst ausmacht. 

Miteinander statt gegeneinander

Die direkte Demokratie richtet sich nicht 
gegen die RepräsentantInnen, deren Poli-
tik, wie die Erfahrungen in der Schweiz 
zeigen, zum grössten Teil auf Zustim-
mung stösst. Sie zeigt jedoch auf, wenn 
sich zwischen Politik und Volk unter-
schiedliche Prioritäten abzeichnen, wenn 
Gruppen sich nicht mehr repräsentiert 
fühlen oder etwas anderes wollen als die 
Volksvertreter. So wird die direkte De-
mokratie zum Spiegel der Gesellschaft 
und zeigt, was die Menschen bewegt. 
Damit möglichst viele partizipieren kön-
nen, dürfen die Hürden für Initiativen 
oder Referenden nicht zu hoch sein. Der 
Zugang zur Mitbestimmung muss ein-
fach sein, denn nur wenn Bürgerinnen 
und Bürger die Werkzeuge wirklich nut-
zen können und ihre Anliegen einfach 
einbringen können, funktioniert das Sys-
tem der direkten Demokratie. Der Staat 
wird zu einem echten Dienstleister für 
seine Bürgerinnen und Bürger, die Re-

Text Martin Bühler, Generalsekretär IRI Europe

präsentantInnen steigern im ständigen 
Austausch mit dem Volk ihre Legitimität 
und die Bürger und Bürgerinnen bringen 
ihre Kompetenzen ein, übernehmen Ver-
antwortung und haben aktiv Teil an der 
Gestaltung der Politik. Da sich immer 
wieder neue Gruppen finden, um politi-
sche Projekte vorzuschlagen und zu rea-
lisieren, sind die Lager flexibler und 
grenzen sich weniger gegeneinander ab. 
Da der politische Antagonist von heute 
der Partner von morgen sein kann, ist der 
Respekt zwischen den Menschen größer, 
der Umgang miteinander konstruktiver 
und die Ergebnisse erfolgreicher. 

Gelebte Wirklichkeit

Wer nun den Eindruck hat, direkte Demo-
kratie könne niemals gelingen, betrachte 
doch einfach einmal die Schweiz, die seit 
mehr als 130 Jahren die Werkzeuge der di-
rekten Demokratie kennt und nutzt. Die 
Schweiz funktioniert gut, der Staat gehört 
zu den effizientesten der Welt und am 
Wohlstand haben alle Bewohnerinnen und 
Bewohner teil. Es ist nicht so, dass die De-
mokratie in der Schweiz perfekt wäre, sie 
ist aber ein wenig weniger unperfekt als an 
anderen Orten.

Das Initiative and Referendum Institute 

Europe (IRI Europe) ist eine transnationale 

Forschungs- und Bildungseinrichtung zur 

modernen direkten Demokratie. IRI Europe 

vereint als unabhängige, gemeinnützige 

Organisation renommierte Fachleute und 

Praktiker zum Themenbereich „Initiativen und 

Referenden“ in Europa und in der ganzen 

Welt. Seit fünf Jahren ist Martin Bühler 

Generalsekretär von IRI Europe.

Hoffnung auf Demokratie

Für den 23. Oktober wurden in Tunesien die Wahlen zur verfassungsgebenden Versammlung 

angekündigt. Auf Druck der Protestierenden richtete die Übergangsregierung bereits jetzt eine 

unabhängige Wahlbeaufsichtigung ein, um Manipulationen der Resultate zu verhindern. Seit dem 

Rücktritt Ben Alis im Januar gründeten sich in Tunesien über 80 neue Parteien. Obwohl die Wah-

len schon einmal verschoben wurden und Kritiker davon ausgehen, dass der nach hinten verlegte 

Termin eher der alten Garde Ben Alis nützen wird, scheint der demokratische Elan in Tunesien 

nicht zu bremsen. Weiterhin vernetzen sich Menschen im ganzen Land, diskutieren on- und offline 

über die Zukunft des Landes und fordern auf der Straße und im Netz ihre Bürgerrechte ein. 

„Heutzutage haben viele junge Leute diesen Traum, ich auch: Ich will, 
dass die Welt sich verändert. Sie wird sich aber nur verändern, wenn 
die Informationen in Umlauf geraten, wenn die Wahrheit verbreitet 
wird, wenn wir uns vernetzen. (…) Unter diesen Voraussetzungen kann 
die Macht von Diktatoren oder repressiven Staatsapparaten erschüt-
tert werden und eine siegreiche Demokratiebewegung entstehen. (…) 
Das Netz eignet sich hervorragend für eine direkte, bürgernahe 
Demokratie. Wir wollen eine herrschaftsfreie Welt, in der sich alle am 
Entscheidungsprozess beteiligen können, in der jeder die Gesellschaft 
mitgestalten darf.“ 

aus der Streitschrift „Vernetzt euch!“ (S. 44f), die im Sommer 2011 im 
Ullstein-Verlag erschien. Verfasserin des Textes ist Lina Ben Mhenni, 
eine tunesische Bloggerin, die wesentlich dazu beigetragen hat, den 
tunesischen Diktator Ben Ali zu stürzen
Foto: http://atunisiangirl.blogspot.com/, Blog von Lina Ben Mhenni

INTERNATIONAL INTERNATIONAL
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Unsere Welt ist im Umbruch. Ziemlich dramatisch. Immer mehr 
entscheidende Weichenstellungen erfolgen heute nicht mehr in 
von den Bürgerinnen und Bürgern dafür legitimierten Gremien 
und Verfahren, sondern rein (inter-) gouvernemental. Das heißt: 
über die Köpfe der Bürger hinweg. Ob es um die „Weltfinanz-
märkte“ geht, die „Eurorettung“, um „Economic Governance“, 
um GATS, WTO, G8 oder G20: Die Bürger werden zu bloßen 
Zuschauern. Wirtschaftsinteressen und Machtkonzentration in 
der Politik unterwandern ihre Rechte. Mitten im Zeitalter der 
Demokratie erleben wir einen dramatischen Demokratieverlust.

Vor 24 Jahren, bei der Gründung von Mehr Demokratie, war die 
Verwirklichung des bundesweiten Volksentscheides noch das 
höchste uns vorstellbare Ziel. Doch wir haben längst eine Glo-
balisierung der Entscheidungen. Wir brauchen eine Globalisie-
rung der Demokratie. Wenn es uns nicht gelingt, auch suprana-
tionale Entscheidungsebenen konsequent zu demokratisieren, 
bedeutet die fortschreitende Internationalisierung politischer 
Entscheidungen einen sukzessiven Abschied von der Demokra-
tie. Lokale und nationale Beteiligungsinstrumente reichen dann 
nicht mehr aus. 

Und: Fast alle Revolten der letzten Zeit - von Island über Spa-
nien bis Nordafrika – sind im Kern Demokratie-Revolten. Die 
Demokratiefrage steht im Zentrum – und ist zugleich der 
Schlüssel zur Lösung aller anderen Fragen. Doch gibt es kaum 

Am 30. Juni wurde in Brüssel eine internationale Vereinigung für mehr Demokratie gegründet. 

Text Gerald Häfner, Mehr Demokratie Bild Democracy International

WIR WOLLEN 
MEHR DEMOKRATIe WELTWEIT

Akteure und Bewegungen, die an dieser Frage gearbeitet haben 
und konkrete, durchdachte Vorschläge machen können. Wir 
brauchen nicht nur funktionierende demokratische Mitwir-
kungsrechte weltweit - wir brauchen auch eine international 
vernetzte Bewegung, die kompetent und konsequent darauf 
hinarbeitet.
Vor diesem Hintergrund habe ich - in Absprache mit dem Bun-
desvorstand und gemeinsam mit Armin Steuernagel, Carsten 
Berg und Daniel Schily - die Initiative für  die (Neu-) Gründung 
einer künftigen internationalen Demokratiebewegung ergriffen. 
Am 30. Juni 2011 konnten wir mit über 70 Menschen aus der 
ganzen Welt Democracy International in Kortenberg, einem 
ehemaligen Kloster etwa zehn Kilometer außerhalb von Brüssel, 
gründen. 
Die einleitenden Vorträge aus der großen Welt der Demokratie 
zeigten: Auf allen Kontinenten, in unzähligen Ländern kämpfen 
Menschen heute für das gleiche Ziel: ihre Ohnmacht zu über-
winden, nicht mehr nur Objekt, sondern endlich Subjekt der sie 
betreffenden politischen Entscheidungen zu sein. Und sie mach-
ten den immensen Bedarf nach einer Initiative, die diese Frage 
ausreichend durchdrungen hat und im Kampf für mehr Demo-
kratie klare Begriffe, Ziele, Unterstützung und Hilfe vermitteln 
kann, deutlich. Nach ausführlicher Diskussion und Beschlußfas-
sung über die Satzung wurde der Vorstand gewählt (Daniela 
Bozhinova, Carsten Berg, Armin Steuernagel, Erwin Mayer, 
Suresh Nautiyal, Gerald Häfner).

Democracy International ist ein Dachverband bestehender De-
mokratieinitiativen. Neben Mehr Demokratie gehören bislang 
Mehr Demokratie Österreich, Mas Democracia (Spanien), de-
mocratie.nu (Belgien), Referendum Platform (Niederlande), 
Balkan Assist (Bulgarien) und Initiative für Mehr Demokratie 
(Südtirol) dazu. Wir gehen aber davon aus, dass bald schon wei-
tere Initiativen hinzukommen werden. 

Democracy International ist aber ganz bewusst auch Mitglie-
derorganisation. Jede/r der/m der Einsatz für mehr Demokratie 
über die eigenen Landesgrenzen hinaus am Herzen liegt, kann 
Mitglied werden und mitarbeiten. Reine Dachverbandsorgani-
sationen werden leicht zu Funktionärs-Veranstaltungen. Die 
direkten Mitglieder halten uns lebendig, unkonventionell und 
innovativ. 

Auch Sie können Mitglied von Democracy International wer-
den. Mehr Demokratie und Democracy International schließen 
sich nicht aus, sondern brauchen einander sogar. Demokratie 
muß mit allen Beinen am Boden stehen. Ein Bein ist auf Dauer 
zu wenig. Ich lade deshalb alle, die an dieser Arbeit interessiert 
sind, ein, sich unserer Initiative anzuschließen. 
Weitere Informationen auf www.democracy-international.org

Gerald Häfner ist Vorstandsmitglied von Mehr Demokratie und 

Democracy International.

INTERNATIONAL
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OMNIBUS FÜR DIREKTE DEMOKRATIE OMNIBUS FÜR DIREKTE DEMOKRATIE

Text Kurt Wilhelmi, Omnibus Bild Omnibus 

Part 2

Vor seiner Fahrt nach Schleswig-Holstein war der OMNIBUS 
drei Wochen in Brandenburg unterwegs. Er half beim Sam-
meln der Unterschriften für die Volksinitiative „Schule in 
Freiheit“ und besuchte dabei auch viele Schulen. Die Branden-
burger Volksinitiative war im Mai dieses Jahres unmittelbar 
nach dem erfolgreichen Abschluß der Berliner Volksinitiative 
„Schule in Freiheit“ gestartet. Nicht ohne Grund, Ja sogar aus 
großer Not. Denn die Brandenburger Regierung arbeitete an 
Plänen, die sowieso schon schlechte Finanzierung der Schulen 
in freier Trägerschaft weiter kräftig zu kürzen. Diese zuneh-
mende Behinderung und Benachteiligung freier Schulinitiati-
ven ist ein Phänomen, das zur Zeit in allen neuen Bundeslän-
dern zu beobachten ist. Wahrscheinlich aufgrund der 
Einstellung, dass es sich bei solchen nichtstaatlichen Schulen 
doch um Privatschulen handle und der Staat sich deshalb fra-
gen müsse, warum er als Staat solche Privatangelegenheiten 
überhaupt unterstützen soll.

Jedenfalls kamen die Unterschriften für die Volksinitiative in 
Brandenburg schnell zusammen, mittlerweile sind es über 
30.000. Überall im Land gab es Aktionen, an denen sich sogar 
auch kommunale Verwaltungen beteiligten, weil sie um die 
Existenz ihrer Schulen in freier Trägerschaft fürchteten, die 
jeweils vor Ort die Lücke gefüllt hatten, die durch die Schlie-
ßung und Zusammenlegung staatlicher Schulen entstanden 
war. Am 31. August verschaffte sich der landesweite Protest in 
einer Demo Ausdruck, es war mit 7.000 Teilnehmern eine der 
größten Demonstrationen in Potsdam seit 1990. Ein bunter 
Zug mit Transparenten und Sprechchören zog durch die Stadt 
und zum Landtag, wo die Bildungsministerin erschien und 
beispielsweise gefragt wurde, ob sie eine Vorstellung davon 
habe, wie die freien Schulen Kürzungen in Höhe von 20 Pro-
zent praktisch bewältigen könnten. Ihre Antwort: dafür seien 
die Schulen in freier Trägerschaft doch frei, dass sie das frei 
selbst entscheiden können.

Die Volksinitiative wird mittlerweile von einem Bündnis ge-
tragen, an dem neben den freien Schulträgern und dem OM-
NIBUS auch der Paritätische, der Landesschülerrat und alle 
Oppositionsparteien beteiligt sind. Wir werden die Unter-

schriften noch im September im Landtag einreichen. Darauf-
hin wird es zu einer öffentlichen Anhörung kommen. Dort 
werden wir unsere Ideen vortragen: eine mündige Demokratie 
braucht mündige Schulen. Schulen, die sich und ihre Arbeit 
selbst bestimmen. Denn so ist am besten gewährleistet, dass 
die Schülerinnen und Schüler lernen, selbstbestimmt und ei-
genverantwortlich zu handeln. Deshalb fordern wir, dass die-
jenigen staatlichen Schulen, die dies wollen, mehr Hoheits-
rechte bekommen, z.B. Personalhoheit und Budgethoheit, so 
dass sie ihre pädagogische Arbeit eigenverantwortlich gestal-
ten können. Und die Schulen in freier Trägerschaft sollen nicht 
länger für ihre bereits erkämpfte und erarbeitete Eigenverant-
wortlichkeit bestraft werden, sondern als öffentliche Schulen 
anerkannt werden, indem sie durch eine gleichberechtigte Fi-
nanzierung genauso wie die staatlichen Schulen unabhängig 
vom Einkommen der Eltern, also ohne Schulgeld zugänglich 
werden.

OMNIBUS-Arbeitskreis in Wiesbaden

Der nächste Arbeitskreis ist am 12. und 13. November, wie immer auf 

Schloss Freudenberg in Wiesbaden. Referent ist diesmal der Lehrer und 

Autor Henning Köhler und das Thema: Schule und Demokratie.

Samstagabend 19.30 Uhr Vortrag

Sonntagvormittag ab 9.30 Uhr Seminar

Schon am Freitagabend 11.11. um 20 Uhr: Lesung mit Johannes Stüttgen.

Infos und Anmeldung: Regine Radke, 03643 – 49 41 46
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Mündigkeit und  
Selbstbestimmung – Part 1

„Das Ziel ist ehrgeizig. Von Schleswig-Holstein aus soll 
eine Bewegung ausgehen, die zur Einführung eines 
bundesweiten Volksentscheids führt.“ 

Elmshorner Nachrichten vom 2. August
„‚Ich finde den Volksentscheid sehr gut, in Hamburg 
funktioniert das ja schließlich auch‘, sagt eine 
Itzehoerin als sie ihre Unterschrift auf die Liste setzt“

Norddeutsche Rundschau vom 9. August

„Schleswig-Holstein soll demokratischer werden. Und 
Deutschland gleich mit. “ 

Schleswiger Nachrichten vom 25. August

Sechs Wochen war der weiße OMNIBUS FÜR DIREKTE DEMOKRATIE in 
Schleswig-Holstein unterwegs und sammelte Unterschriften für die 
beiden Mehr-Demokratie-Volksinitiativen. Dabei hat er 17 Städte 
besucht. Überall gab es Artikel und Berichte in den Zeitungen. Meist 
waren fünf Mitarbeiter an Bord und tausende Unterschriften kamen 
zusammen. Am besten gesammelt haben drei junge Schülerpraktikan-
ten, die ohne jede Vorerfahrung einfach loslegten. Besonders auffal-
lend und erfreulich war, dass das Altersspektrum der Menschen, die 
die Volksinitiativen befürworteten und unterschrieben, sehr groß war, 
von den 18-Jährigen bis zu über 90-Jährigen.
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RÄTSEL MD INTERN

Dr. Robert Karge gründete 2007 gemeinsam mit anderen Ak-
tiven den Landesverband Saarland und ist seitdem als Landes-
vorstand aktiv. Er wurde 1945 in Köln geboren und studierte 
Theaterwissenschaft, Germanistik, Nordistik und Sozialpsy-
chologie in Köln, München und Stockholm. 1978 promovierte 
er zu „Theater mit Kindern und Jugendlichen“. Bis zu seiner 
Pensionierung im August 2010 war er Hörspielleiter und Pro-
grammgruppenleiter Künstlerisches Wort beim Saarländi-
schen Rundfunk. 

Im Vergleich der Bundesländer hat das Saarland die schlech-
testen Regelungen bei Volksbegehren und Volksentscheiden. 
Bisher hat es im Saarland erst eine Volksabstimmung gegeben 
– nämlich 1955 zur Eingliederung in die Bundesrepublik. 
Noch nie haben die Saarländer selbst ein Thema zur Volksab-
stimmung bringen können. Die Hürden sind einfach zu hoch. 
In den kommenden Monaten berät der Landtag über eine Ver-
einfachung von Volksbegehren und Volksentscheiden. Damit 
die anstehende Reform ihren Namen verdient und die Saarlän-
der in Zukunft selbst über wichtige Fragen abstimmen können 
wird Robert Karge nicht müde, in der Politik für gerechtere 
Regelungen zu werben. 

„Bei Mehr Demokratie bin ich aktiv,
n	 weil laut unseres Grundgesetzes das Volk der Souverän ist,
n	 weil die zunehmende Entdemokratisierung, die völlig unzurei-

chende Legitimierung und Entscheidungsmöglichkeit des 
bzw. durch den Souverän bis hin zur EU-Ebene dringend auf-
gehoben werden muss,

n	 weil ich mich bei Mehr Demokratie, mit ihrer bunten Parteien-
zu- oder -Nicht-zugehörigkeit, ihrem Generationenmix, ihrem 
oft humorvollen, einfallsreichen und beharrlichen Bohren di-
cker Bretter wohl fühle.

politisches 
Kreuzworträtsel

Unsere Aktiven
Dieses Mal: Robert Karge aus dem Saarland

1 Etwas salopper für die Summe der Abstimmungsberechtigten
2 Jedes Votum ist hinfällig, wird dies nicht erreicht
3 Ist die Mehrheit so, kann man sich die Koalitionsgespräche sparen
4 Prägen in Wahlkampfzeiten das Stadtbild
5 Tierisch anmutende Form der Abstimmung, tatsächlich exklusiv für Berliner Zweibeiner
6 So ist die Auszählung, weil Kontrolle eben besser ist
7 Widerspricht dem freien Mandat, wird in Österreich abweichend Klubdisziplin genannt
8 Bezeichnet einen Fach- oder Verwaltungsausschuss in den beiden nördlichen Stadtstaaten
9 Parlamentarisch der Normalfall, außerparlamentarisch ein Spezialfall
10 Besonders die erste wird am Wahlabend mit immenser Spannung erwartet 
11 In ihrer Frühzeit wurde sie mit Tonscherben gefüttert
12 Entkoppelt das Volk vom politischen Prozess, Machiavelli lässt grüßen. 

In geringfügig anderer Schreibweise kritisch dazu Chomsky 1974 „Aus ...“
13 Gewählt für ein politisches Amt, folgt diese auf den Fuß
14 Ganz allgemeine Grundvoraussetzung für 13

Ein wichtiges Ereignis für meinen Weg zu Mehr Demokratie 
war – im Vorfeld – der Vereinigungsprozeß 1989/90 und der 
entscheidende Impuls der Bürgerrechtsbewegungen. Tief ent-
täuscht durch die zunichte gemachte Ausarbeitung einer ge-
meinsamen, durch Volksentscheid legitimierten Verfassung 
fand ich in Mehr Demokratie einen Verein, der auf kommuna-
ler, Landes-, Bundes- und EU-Ebene mit `brennender Geduld´ 
für Bürgerrechte und ihre gesetzliche Verbindlichkeit eintritt.

Für die Zukunft wünsche ich dem Verein noch mehr aktive Mit-
arbeiterInnen, mehr Resonanz in den Medien, Überzeugungs-
kraft, Humor, und dadurch Erfolge auf der ganzen Linie.“
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Satzungsänderungen durch die Mitgliederversammlung tre-
ten erst drei Monate nach Veröffentlichung in Kraft. Dies ha-
ben die Mitglieder im Sommer 2010 in einer Urabstimmung 
inhaltlich beschlossen. In der Satzung heißt es dazu unter 
Punkt 3. in §14 (Satzungsänderung):
„Hat die Mitgliederversammlung eine Satzungsänderung be-
schlossen, so wird diese zunächst in der Vereinszeitschrift veröf-
fentlicht. Sie tritt erst in Kraft, wenn nicht binnen drei Monaten 
nach der Veröffentlichung eine Mitgliederurabstimmung über 
die Satzungsänderung beantragt wird. Hierfür sind Unterschrif-
ten von 100 Mitgliedern notwendig. Kommen die notwendigen 
Unterschriften zusammen, findet eine Mitgliederurabstimmung 
über die Satzungsänderung statt, bei der die Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen entscheidet. Wird in der Mitglieder-
urabstimmung die Satzungsänderung abgelehnt, tritt sie nicht in 
Kraft, wird die Satzungsänderung bestätigt, tritt sie in Kraft.“
Die Mitgliederversammlung hat am 09.04.2011 eine Satzungs-
änderung beschlossen. Alle Mitglieder, die gegen diese Sat-
zungsänderung ein Mitgliederbegehren einleiten möchten, 
werden gebeten, innerhalb von drei Monaten nach Erscheinen 
dieser Ausgabe (15. Oktober 2011) das Begehren unterschrie-
ben mit Nennung des Namens und der Anschrift an die ge-
nannte Adresse (Kölner MD-Büro) zu senden. Die Unterstüt-
zung kann per Brief, Fax oder E-Mail (bei der E-Mail ist keine 
Unterschrift erforderlich) erfolgen. Das Begehren ist zustande 
gekommen, wenn bis zum 15.01.2012 Unterstützungserklä-
rungen von mindestens 100 Mitgliedern an den Bundesvor-
stand weitergeleitet werden. 

Beschluss der Mitgliederversammlung  

vom 09.04.2011 zur Änderung der Vereinssatzung

Der Antrag wurde von Fabian Reidinger und Klaus-Dieter Sch-
wettscher, zwei ehemaligen Mitgliedern der Abstimmungs-
kommission, gestellt.
Die kursiven und durchgestrichenen Satz- und Wortteile stellen 
die Satzungsänderungen dar.

§11 Die Mitgliederurabstimmung:
1.	 Je ein Antrag auf Mitgliederurabstimmung wird auf maxi-
mal drei Seiten in der Mitgliederzeitschrift von Mehr Demokra-
tie e.V. veröffentlicht, sofern er von mindestens sieben Mitglie-
dern unterstützt wird. Diese Veröffentlichung umfasst das 

Anliegen der Initiatoren, eine Stellungnahme des Vorstandes 
und/oder der Mitgliederversammlung und Verfahrenshinweise 
der Abstimmungsleitung. Eine Mitgliederurabstimmung findet 
statt, wenn 100 mindestens 2,5 v. H. der Mitglieder1 den so ver-
öffentlichten Antrag auf Durchführung schriftlich (per Brief, 
Fax oder E-Mail) binnen drei Monaten nach Versendung der 
Zeitschrift unterstützen (Mitgliederbegehren). Der Mitglieder-
versammlung soll 	die Gelegenheit gegeben werden, erfolgrei-
che Begehren zu behandeln. Mitgliederurabstimmungen finden 
auch auf Antrag der Mitgliederversammlung oder des Vor-
stands statt. Hierfür verschickt der Vorstand an alle Mitglieder 
eine Abstimmungsvorlage.
2.	 Haben einzelne Mitglieder eine Abstimmungsvorlage erar-
beitet und wird diese von mindestens 100 2,5 v. H. der Mitglie-
der unterschrieben, so wird diese Abstimmungsvorlage dem 
Vorstand zugeschickt. Dieser ist zur Weiterleitung an alle Mit-
glieder verpflichtet.
3.	 Die Abstimmung endet frühestens 3 Wochen nach der Ver-
sendung der Abstimmungsvorlage. Das Abstimmungsenddatum 
(Poststempel) ist in der Abstimmungsvorlage mit anzugeben.
4.	 Nur die abgegebenen Stimmen entscheiden. Sofern die Sat-
zung nichts anderes vorschreibt, entscheidet bei der Urabstim-
mung die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Alle 
Mitglieder müssen werden über das Abstimmungsergebnis 
schriftlich informiert werden; i.d.R. über die Vereinszeitschrift.
5. 	Die abgegebenen Stimmen werden im Original mindestens 
für ein Jahr aufgehoben und können von jedem Vereinsmitglied 
eingesehen werden.
6.	 Das nähere Verfahren regelt eine Ausführungsbestimmung. 
Diese kann nur durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
oder durch Mitgliederurabstimmung geändert werden.
7.	 Die Mitgliederversammlung wählt eine Abstimmungsleitung 
für die Dauer von zwei Jahren.

Begründung zur Satzungsänderung vom 09.04.2011

Umfang und Inhalt der ZfDD-Veröffentlichung (Änderun-
gen in Punkt 1) In den letzten Jahren gab es kein Mitgliederbe-
gehren, welches mehr als 1,5 Seiten in der Vereinszeitschrift 
einnahm. Die Initiatoren der letzten Mitgliederbegehren  
wollten anfangs die Veröffentlichung ihrer ersten schriftlichen  

1 Wenn die Satzungsänderung in Kraft tritt, dann wird auch für fakultative Mitgliederbe-

gehren das notwendige Quorum von 100 Mitgliedern auf 2,5 v.H. der Mitglieder geändert.	

INFORMATION DES 
BUNDESVORSTANDS

Version erreichen. Dies hätte bedeutet, dass in der Zeitschrift 
über 20 Seiten dafür hätten aufgewendet werden müssen, aller-
dings waren viele Textteile redundant. Dies soll für die Zukunft 
geklärt werden.
Neben der Position der Initiatoren sollte auch der Position an-
derer Organe bei MD Platz eingeräumt werden, um den Mit-
gliedern schon während der Unterschriftensammlung eine um-
fassende und ausgewogene Darstellung zu bieten. Bislang 
erfahren die Mitglieder nur die Meinung der Initiatoren. Da 
kann es unklar bleiben, warum beispielsweise die Mitglieder-
versammlung anderer Meinung ist. Es liegt im Interesse derer, 
die das Begehren unterzeichnen wollen, dass sie alle Positionen 
erörtert bekommen. 

Anzahl der Mitglieder, die ein Begehren unterstützen  
müssen (Änderungen in Punkt 1 und 2) Als diese Regelung 
verabschiedet wurde, gab es bei Mehr Demokratie um die 3400 
Mitglieder (stimmberechtigt) und Förderer (nicht stimmberech-
tigt). Mittlerweile hat sich diese Zahl auf über 5500 Mitglieder 
und Förderer erhöht. Da Mehr Demokratie ständig wächst,  
sollte die absolute Angabe der erforderlichen Unterstützungsbe-
kundungen von zuvor 100 in eine Prozentzahl umgewandelt 
werden. Dies bedeutet, dass sich die erforderliche Zahl von Un-
terstützerunterschriften an die aktuelle Anzahl der Mitglieder 
anpasst (wie es auch bei Bürger- und Volksbegehren üblich ist). 
Nach dem vorliegenden Beschluss der MV müssen 2,5 Prozent 
der Mitglieder ein Begehren unterschreiben. Das sind ca. 95 
Mitglieder, bedeutet also derzeit eine leichte Absenkung. 

Information durch die Vereinszeitschrift (Änderung in 
Punkt 4) Es handelt sich um eine Klarstellung in der Satzung, 
die bisher auch so praktiziert wurde.

Aufbewahrungsfrist für die Stimmzettel (Änderung in 
Punkt 5) Nach der bisherigen Regelung müssten die Unterlagen 
zwingend nach einem Jahr vernichtet werden. 

Wahl der Abstimmungsleitung (neuer Punkt 7) Die Wahl der 
Abstimmungsleitung wurde bisher nur in den Ausführungsbe-
stimmungen geregelt, soll nun aber auch als wichtiges Organ in 
der Satzung verankert werden.

Wenn Sie eine Mitgliederurabstimmung über die Satzungsän-
derung vom 09.04.2011 einleiten wollen, schicken Sie bitte eine 
E-Mail an daniel.schily@mehr-demokratie.de oder unterschrei-
ben Sie das unten stehende Formular und senden Sie es an: 

Mehr Demokratie e.V.
Abstimmungsleitung, z.Hd. Herrn Daniel Schily
Friedrich-Ebert-Ufer 52, 51143 Köln
Fax: 02203-592862,
Fragen an Daniel Schily unter Tel.: 02203-592859

Eine Mitgliederurabstimmung über die Satzungsänderung 
kommt zustande, wenn bis zum 15.01.2012 (Posteingang) die 
notwendigen 100 Unterschriften vorliegen.

Liebe Mitglieder,

Vorname, Nachname

Adresse

Datum, Ort

Unterschrift
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MD INTERN

zur nächsten Mitgliederversammlung am 19. und 20. November 
2011 (von Sa. 11 Uhr bis So. 16.30 Uhr) in Düsseldorf, möchten 
wir Sie herzlich einladen!

Ein Schwerpunkt dieser MV soll die Überarbeitung unseres Ge-
setzentwurfes zur Regelung der bundesweiten Volksabstim-
mung sein. Unser bisheriger Entwurf wurde Ende der 90er Jahre 
im Verein intensiv diskutiert und schließlich von der Mitglieder-
versammlung beschlossen. Seit dieser Zeit ist viel passiert. Das 
Recht auf Volksabstimmung ist auf der Landes- und kommuna-
len Ebene mittlerweile überall in Deutschland verankert. Durch 
zahlreiche Reformen, an denen wir teilweise selbst mit unseren 
Gesetzentwürfen mitgewirkt haben, wurden die Regelungen 
bürgerfreundlicher.
Mit der zunehmenden Praxis in den Bundesländern wächst auch 
unser Erfahrungsschatz. Lernen können und wollen wir  zudem 
von anderen Ländern wie der Schweiz, die in Sachen direkter 
Demokratie schon weiter sind als wir. Dabei gilt es bei unserem 
Entwurf die Stärken weiter herauszuarbeiten und mögliche 
Schwächen durch gute Verfahrensvorschläge in den Griff zu be-
kommen. Mehr Demokratie ist als Fachverband besonders für 
die konkrete Umsetzung direkter Demokratie gefragt. Wie kön-
nen negative Erfahrungen bei uns verhindert werden? Wie kann 
Volksgesetzgebung auf Bundesebene überhaupt funktionieren? 
Wir sollten den Bürgerinnen und Bürgern, Medien und der Poli-
tik eine Antwort auf die Frage liefern: Welches ist das ideale 
Design der direkten Demokratie auf Bundesebene?

Unsere Debatte bereichern wird ein Fachmann aus der Schweiz. 
Andreas Gross (Schweizer Nationalrat) wird am Samstag Nach-
mittag einen Vortrag halten. Danach wollen wir einzelne inhalt-
liche Punkte intensiv mit Ihnen und Euch diskutieren. Daher 
haben wir für die Mitgliederversammlung ein ganzes Wochen-
ende eingeplant.

Einladung zur 
Bundesmitglieder-
versammlung

Wer möchte, kann bereits am Freitag Abend (18.11.) anreisen 
und die Gelegenheit nutzen, um gemeinsam mit uns über die 
„Perspektiven der Demokratieentwicklung“ ins Gespräch zu 
kommen. Hierzu wird es einen Input und anschließend ohne 
Tagesordnungs-Druck eine Gesprächsrunde geben. 

Bitte lassen Sie sich einladen und kommen Sie zur nächsten 
Mitgliederversammlung nach Düsseldorf. Für die Teilnahme 
kann auf Anfrage vor der Mitgliederversammlung ein Fahrt-
kostenzuschuss von bis zu 75 Prozent gewährt werden. Die An-
frage ist an den geschäftsführenden Vorstand Roman Huber 
(roman.huber@mehr-demokratie.de) zu richten.

Nachfolgend finden Sie den Vorschlag zur Tagesordnung. Diese 
kann aufgrund des Vereinsrechts nicht mehr um neue Tagesord-
nungspunkte ergänzt werden. Die Antragsfrist dafür ist am 8. 
August 2011 abgelaufen. Jedoch können Anträge, die Themen 
der unten aufgeführten Tagesordnung betreffen, bis zum 4. No-
vember 2011 an das Büro Tempelhof geschickt werden. Außer-
dem bitten wir um Anmeldung Ihrer Teilnahme ebenfalls bis 
zum 4. November, damit wir Ihnen die Unterlagen rechtzeitig 
zusenden können. 

Wer einen Übernachtungsplatz braucht, sollte sich schon früher 
anmelden! Einen Schlafplatz in der Jugendherberge können wir 
aufgrund der dortigen Anmeldefristen je nach Anmeldestand 
nicht mehr garantieren. Wir bemühen uns aber, für jede/n einen 
Übernachtungsplatz zu organisieren. Aufgepasst! Die Jugend-
herberge hält uns bis Mitte Oktober noch Betten frei. Wer sich 
bis 14. Oktober bei Ramona Pump anmeldet, hat also die beste 
Chance auf einen von uns organisierten Schlafplatz.

Für den Vorstand
Roman Huber und Katrin Tober

19. und 20. November 2011 in Düsseldorf

Liebe Mitglieder,

MD INTERN

Infos und Anmeldung zur MV:

Mehr Demokratie e.V., Ramona Pump, Tempelhof 3, 74594 Kreßberg, 

Telefon 07957-9239050, mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Tagungsort: 

Jugendherberge Düsseldorf, City Hostel, Düsseldorfer Str. 1, 40545 Düsseldorf (Oberkassel)

http://www.jugendherberge.de/jh/rheinland/duesseldorf

im Namen der Mitgliederurabstimmungskommission (MUAK) 
teilen wir Ihnen mit, dass das „Mitgliederbegehren zur Strate-
gieänderung von Volksentscheiden (Volksabstimmungen) auf 
Bundesebene“ (veröffentlicht im mdmagazin Nr.88 1/2011, S. 
44f) nicht die erforderliche Unterstützung in Höhe von 100 Un-
terschriften erreicht hat. 

Claudia Löhle
Ann-Catrin Köhler
Daniel Schily
(Abstimmungsleitung)

Liebe Mitglieder,

Mitteilung
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MD INTERN SERVICE

Kontakt 

Bundesbüros

Bundesbüro Berlin 

Landesbüro Berlin/Brandenburg

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

Bundesbüro Tempelhof

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-9239 050, Fax 07957-9239 055

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Landesbüro Baden-Württemberg

Rotebühlstr. 86/1, 70178 Stuttgart

Tel. 0711-509 10 10, Fax 0711-509 10 11

info@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern

Postfach 101041, 80084 München

Tel. 08071-597 51 20

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen

Schildstr. 12-19, 28203 Bremen

Tel. 0421-79 46 370, Fax 0421-79 46 371

tim.weber@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg

Mittelweg 12, 20148 Hamburg

Tel. 040-317 691 00, Fax 040-317 691 028

info@mehr-demokratie-hamburg.de

Landesbüro NRW

Friedrich-Ebert-Ufer 52, 51143 Köln

Tel. 02203-59 28 59, Fax 02203-59 28 62

nrw@mehr-demokratie.de

Landesbüro Sachsen

Bernhard-Göring-Str. 152, 04277 Leipzig

Tel./Fax 0341-30 65 140

sachsen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Saarland

Trillerweg 30, 66117 Saarbrücken

Tel. 0681-927 42 91

karge@mehr-demokratie-saarland.de

Landesbüro Schleswig-Holstein

Hamburger Straße 12, 25337 Elmshorn

Tel. 04121–450 57 92

sh@mehr-demokratie.de   

Landesbüro Thüringen

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel. 0361-555 0 345, Fax 0361-555 0 319

thueringen@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Hessen

Heinz-Joachim Pethke

Am Röderberg 4, 63477 Maintal

Tel. 06181-941490 

pethke@mehr-demokratie-hessen.de 

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz

Gert Winkelmeier

Postfach 2818, 56518 Neuwied 

Tel. 02684-6107, Fax 02684-959291

cgwgmbh@aol.com

Arbeitsbereiche

Geschäftsführung und Kuratorium

Roman Huber, Büro Tempelhof

roman.huber@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer

Ramona Pump, Büro Tempelhof

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Pressesprecherin

Anne Dänner, Büro Berlin

presse@mehr-demokratie.de

Internet

Ronald Pabst (Redaktion), Büro NRW

ronald.pabst@mehr-demokratie.de

Stefan Padberg (Technik)

webmaster@mehr-demokratie.de

Vorträge und Repräsentation

Ralf-Uwe Beck, erreichbar über Büro Berlin

Michael Efler, Büro Berlin

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

Finanzierung

Tim Weber, Büro Bremen

tim.weber@mehr-demokratie.de

Wissenschaft und Dokumentation

Daniel Schily, Büro NRW

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Lobbyarbeit

Michael Efler, Büro Berlin

michael.efler@mehr-demokratie.de

Oliver Wiedmann, Büro Berlin

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de

Democracy International

Daniel Schily, Büro NRW 

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa und Welt

Michael Efler, Büro Berlin

michael.efler@mehr-demokratie.de

Claudia Löhle, Büro Berlin

claudia.loehle@gmx.net

Arbeitskreis Bürgerbegehren

Susanne Socher, Büro Bayern

beratung@mehr-demokratie.de

Thorsten Sterk, Büro NRW

thorsten.sterk@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht

Paul Tiefenbach, Büro Bremen

paul.tiefenbach@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Justiz

Norbert Schlepp

Tel. 0571-79 89 68 60, Fax 0571-97 19 05 60

norbert.schlepp@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung

Nils Jonas, erreichbar über Büro Berlin

nils.jonas@mehr-demokratie.de

Beratung von Bürgerbegehren

Bei den Landesbüros oder zentral:

beratung@mehr-demokratie.de

IMpressum

Herausgeber

Mehr Demokratie e.V. 

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-9239 050, Fax 07957-9239 055 

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Verlag

Demokratiebedarf e.V. 

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Redaktion

Lina Brink

Redaktionsanschrift:

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

zeitschrift@mehr-demokratie.de

Abonnement

18 Euro für vier Ausgaben jährlich.

Für Mitglieder von Mehr Demokratie e.V.

ist der Abopreis durch den

Mitgliedsbeitrag abgegolten.

Auflage

6.500 Exemplare

Anzeigen

Preisliste Nr. 4 vom 1.1.2002

Druck

100% Umweltpapier

Konto

Mehr Demokratie, BfS München

Kto-Nr. 8858105, BLZ 70020500

Kleingedrucktes

In den Texten wird wenn möglich die weib- 

liche und männliche oder eine neutrale 

Schriftform benutzt. Klingt dies aus sprach- 

lichen Gründen zu umständlich oder ist es 

technisch schwierig wird die männliche 

Form angewendet. Selbstverständlich sind 

stets Frauen und Männer gemeint.  

Nachdruck frei, Quellenangabe und 

Belegexemplar erbeten. Namentlich 

gekennzeichnete Artikel geben nicht 

unbedingt die Meinung der Redaktion 

wieder. Für unaufgefordert eingesandte 

Artikel kann keine Haftung übernommen 

werden. 

Redaktionsschluss

Für Heft 4/2011: 15.11.2011

Bildnachweis

Soweit nicht anders angegeben

stammen alle Bilder dieser Ausgabe

aus unserer Datenbank.

Gestaltung

www.agapihamburg.de,

Lina Brink

Freitag, 18.11.2011

Am Abend (19 Uhr)  
„Perspektiven der Demokratieentwicklung“
Vortrag und Gespräch

Samstag, 19.11.2011 um 11 Uhr Beginn der MV

1. 		  Begrüßung
1.1 		  Formalia
1.2 		  Beschluss des Protokolls der letzten MV 		
		  vom 9. April 2011
1.3 		  Termine

2. 		  Offene Punkte der letzten MV
2.1 		  Umsetzung des Ergebnisses einer Urabstimmung: 	
		  „Spendentransparenz in die Finanzordnung aufneh-	
		  men“ und weitere Anpassungen der Finanzordnung
2.2 		  Die Ausrichtung der Arbeit im AK Justiz: Kurzvor-	
		  trag und Antrag von Norbert  Schlepp
2.3 		  Antrag auf Ergänzung der Leitung des AK Justiz und 	
		  Antrag auf Veröffentlichung eines Artikels in der 	
		  Vereinszeitschrift (von Horst Trieflinger)
2.4		  Antrag zur Änderung  Punkt „11. Protokoll“ der 	
		  Geschäftsordnung für die Mitgliederversammlung 	
		  (von Lars Niedermeyer)
2.5		  Antrag zur Änderung  Punkt „6. Tagesordnung“ der 	
		  Geschäftsordnung für die Mitgliederversammlung 	
		  (von Lars Niedermeyer)

3. 		  Politisches, Berichte
3.1 		  Berichte aus den Landesverbänden
3.2 		  Bericht des Vorstands 
3.3		  Schwerpunkt: Die bundesweite Volksabstimmung
3.3.1		  Vortrag „Die Ausgestaltung der direkten Demokratie 	
		  auf Bundesebene“ (Nationalrat Andreas Gross)
3.3.2		  Vorstellung, Diskussion und Abstimmung der 		
		  strittigen Punkte zum Gesetzentwurf 
3.3.2.1		  Bindungswirkung/Veränderbarkeit von Volksent-	
		  scheiden 
3.3.2.2		  Offenlegung von Spenden 
3.3.2.3		  Spenden- und Ausgabenbegrenzung 
3.3.2.4		  Rolle des Internet 
3.3.2.5		  Rückzugsrecht 
3.3.2.6		  Gegenstände
3.3.2.7		  Grundgesetzänderung
3.3.2.7		  Weitere Punkte
3.3.3		  Bericht zur Bundeskampagne	 	

4.		  Umsetzung der Mitgliederurabstimmung  
	 „Änderung der Bundesvorstandswahlordnung“  
		  Aufnahme der Briefwahl und neues Auszählverfah-	
		  ren (Zustimmungswahlverfahren)

5. 		  Anträge
5.1.		  Antrag auf Satzungsänderung (von Dierk-Eckhard 	
		  Becker): Streichung des Satzes aus §9, Absatz 2 	
		  „Vorstandsmitglieder dürfen für ihre Tätigkeit eine 	
		  angemessene Vergütung erhalten.“ 	
5.2. 		  Antrag auf Satzungsänderung (von Thomas Hilbert): 	
		  Ergänzung des §4 Zweck, Absatz 4 um einen 		
		  weiteren Satz 2: „Um den Eckpfeiler Transparenz in 	
		  Politik/Gesellschaft auch durch Vorbildfunktion zu 	
		  fördern, übernimmt der Verein die Informations-
		  transparenz der Selbstverpflichtungserklärung einer 	
		  transparenten Zivilgesellschaft.“ 
5.3		  Antrag, dass zu Löschungen/Sperrungen im Internet-	
		  bereich zwingend die Kommunikationsregeln 		
		  eingehalten werden müssen (von Thomas Hilbert)
5.4		  Antrag auf Einführung von MD-Watch zur Bundes-	
		  vorstandswahl 2012 (von Hagen Seifert)
5.5		  Antrag zu Veröffentlichung Protokoll (von Manfred 	
		  Bensel)
5.6		  Anträge zu den vier Themenbereichen: Ernennung 	
		  von Richtern durch Richterwahlausschüsse, Richter-	
		  liche Nebentätigkeiten untersagen, Dienstaufsicht 	
		  über Richter an unabhängigen Justizombudsmann 	
		  übertragen, Richter sind nur auf Zeit zu ernennen 	
		  (von Horst Trieflinger)
5.7		  Antrag zur Sicherung des offenen Dialoges und der 	
		  erforderlichen Rechtssicherheit für Mitgliederbe-	
		  gehren, Mitgliederanträge zu Versammlungen und 	
		  Beiträge in der Vereinszeitschrift 
		  (von Gerd Eickelberg)

6. 		  Abschluss und Verschiedenes

Vorschlag für die Tagesordnung der Mitgliederversammlung 

am 19./20. November 2011 in Düsseldorf 
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Ich werde Partnermitglied und zwar für

[  ]	 18 EUR jährlich

[  ]	 36 EUR jährlich

[  ]	   EUR jährlich

Spenden und Mitgliedsbeiträge sind steuerlich absetzbar.

Bitte senden Sie die Antwortkarte an: Mehr Demokratie e. V., Tempelhof 3, 74594 Kreßberg oder per Fax an 07957-9239055

Vorname, Nachname

Kontonummer

Adresse

BLZ

Tel.

Bank

Datum, UnterschriftE-Mail Geburtsdatum

Partner

[  ]	 Ich erteile Ihnen bis auf Widerruf eine Einzugsermächtigung,  

um den Verwaltungsaufwand so niedrig wie möglich zu halten. 

Der Einzug erfolgt:    [  ] 1/4jährlich    [  ] 1/2jährlich    [  ] jährlich

Fo
to
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h
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m
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s 

L
ie

h
r

Bankverbindung: GLS-Bank, Kto-Nr. 88 58 105 BLZ 700 205 00  

Partnermitgliedschaft? 

Das ist die Antwort auf Ihre und unsere Frage

Zu Mehr Demokratie gehören mehr als 6.000 Mitglieder und 

Förderer. Wir sind viele. Aber wir sind auch viel zu wenige für 

die Aufgaben, die vor uns liegen: Den bundesweiten Volks-

entscheid wollen wir erkämpfen, wie auch fair geregelte Ab-

stimmungen in Gemeinden und Ländern. Nun hat eines 

unserer Mitglieder 50.000 Euro gespendet. Damit wir 

mehr werden. Oder genauer, damit wir uns anstrengen, 

mehr zu werden.

Die Spende liegt auf einem Treuhandkonto. Mehr Demokratie 

bekommt das Geld, wenn Menschen Mitglied werden. Der 

erste Mitgliedsbeitrag von jedem neuen Mitglied wird aus 

dem Fonds verdoppelt. Nun werden Sie denken: „Ich bin 

doch schon Mitglied.“ Ja, stimmt. Und darüber freuen wir 

uns. Aber vielleicht gibt es eine Partnerin oder einen Partner, 

die oder der sich für eine Mitgliedschaft entscheidet. Es gibt 

nämlich auch die Partnermitgliedschaft.

Ihr gemeinsamer Beitrag würde sich nicht verdoppeln, 

sondern (ein wenig) erhöhen. Jedes neue (Partner-)Mitglied 

erhöht unser politisches Gewicht. Und der Partnerbeitrag 

wird durch den Treuhandfonds verdoppelt.

Jetzt kommt es auf Sie an! Ob Sie Ihren Partner, ihre Partnerin 

ansprechen ... – vielleicht gleich heute beim Abendbrot. Oder 

wenn Sie Nachrichten ansehen, dann ist die Motivation 

meist am höchsten, Mitglied bei Mehr Demokratie zu werden. 

Bitte stärken Sie unser gemeinsames Engagement für mehr 

Demokratie. Vielen Dank! 

Herzlich grüßt Sie Ihr Ralf-Uwe Beck, 

Vorstandssprecher


